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Vermerk 

 

Ersteinschätzung Haushalt 2025 – „Wachstumsinitiative – neue wirtschaftliche Dynamik 

für Deutschland“ 

12.07.2024  

I. Wettbewerbsfähigkeit stärken: Investitionen anreizen, Rahmenbedingungen ver-

bessern 

1. Abschreibungsbedingungen verbessern: Beschleunigte Abschreibungen von Investitions-

gütern haben einen direkten positiven Effekt auf die Investitionstätigkeit. Mit dem Ziel, 

private Investitionen anzureizen wird die Bundesregierung deshalb 

a. die degressive Abschreibung bis 2028 verlängern und den Satz von 20 Prozent auf  

25 Prozent anheben und 

b. eine Reform der Sammelabschreibungen vornehmen durch Einstieg in die Pool-Ab-

schreibung (Anhebung auf 5.000 Euro). 

Ersteinschätzung: 

Positiv: Beschleunigte Abschreibungen können neue Investitionen fördern, weil sie die Steuer-

last verringern und die Liquidität im Unternehmen erhöhen können. Es sollten flexible Ausge-

staltungen der Abschreibungsmodalitäten für Unternehmen möglich sein, so dass Unterneh-

men auf individueller Ebene Gestaltungsspielraum haben. 

 

2. Forschungszulage ausweiten: Die Bundesregierung wird die Bemessungsgrundlage für die 

Forschungszulage um weitere zwei Millionen auf 12 Millionen Euro erhöhen. Die maxi-

male Zulage würde sich dadurch pro Jahr auf drei Millionen Euro und für kleine und mitt-

lere Unternehmen (KMU) auf 4,2 Millionen Euro erhöhen. 

Ersteinschätzung: 

Die Ausweitung ist zu begrüßen. 

 

4. KfW-Instrumentenkasten weiterentwickeln: Zur Dynamisierung der deutschen Wirt-

schaft muss auch eine intelligente Wirtschaftsförderung beitragen, die effizient privates 

Kapital mobilisiert. Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, dass Förderinstrumente 
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möglichst effektiv ausgestaltet werden und Spielräume bei der bundeseigenen För-

derbank KfW möglichst haushaltsschonend genutzt werden können. Dazu gehören:  

a. der verstärkte Einsatz zinsverbilligter Kredite anstatt von Investitionszuschüssen;  

b. die Bereitstellung von Bundesgarantien für Risikoübernahmen bei der Produktions-

ausweitung von Unternehmen  

c. sowie ein möglicher Eigenkapital-Transformationsfonds unter besonderer Berücksich-

tigung von Mittelstand und Handwerk. 

Ersteinschätzung: 

Wir begrüßen die Diversifizierung von allen zur Verfügung stehenden Finanzmitteln, um zu-

sätzliches Kapital für die Energieunternehmen zu mobilisieren und Transformationsprojekte zu 

finanzieren und voranzutreiben. 

Die Bereitstellung von Bundesgarantien für Risikoübernahmen sollte sich auch auf den Finanz-

markt erstrecken: Bei der Entwicklung eines möglichen Eigenkapital-Transformationsfonds 

sollte so auch der Bund bei etwaigen Ausfallrisiken in die Risikoübernahme gehen. Zudem 

sollte der Transformationsfonds für Unternehmen unabhängig von der Größe des Unterneh-

mens gelten können und unterschiedliche Sparten und Wertschöpfungsstufen der Energiewirt-

schaft berücksichtigen. Ein erstes Konzept eines Energiewendefonds hat der BDEW gemeinsam 

mit dem VKU und Deloitte vorgelegt. 

Es muss die Wahlmöglichkeit für das Förderinstrument bestehen bleiben. Wenn KfW verstärkt 

Kredite vergibt, müssen parallel Zuschüsse weiter über andere Fördermittelgeber, wie etwa 

das BAFA, vergeben werden. Zudem muss flexibel auf eine Zinsentwicklung reagiert werden, 

bei sinkenden Zinsen verlieren Zinsverbilligungen ihre Anreizwirkung. 

Die Ausgestaltung genannter Förderinstrumente muss verständlich und zugänglich für Unter-

nehmen sein, die noch nicht viele Berührungspunkte mit dieser Art von Instrumenten haben. 

Generell muss die Antragstellung voll digitalisiert und die Zuschussbewilligung beschleunigt 

werden, Bewilligungszeiträume von drei bis über sechs Monaten sind nicht hinnehmbar.  

 

5. E-Mobilitätsstandort stärken: Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen erhöhen, 

um der Autoindustrie und ihren Beschäftigten beim Modernisierungsprojekt E-Mobilität 

beiseitezustehen. Dabei ist der Ausbau einer flächendeckenden, bedarfsgerechten und 

nutzerfreundlichen Tank- und Ladeinfrastruktur von entscheidender Bedeutung, um ein 

wichtiges Argument gegen den Kauf eines E-Autos zu entkräften. Mit dem „Deutschland-

netz“ werden bis 2025 9.000 Schnelladepunkte an 1.000 verkehrsgünstigen Standorten 

wie Autobahnen und Bundesstraßen sowie in städtischen und ländlichen Gebieten 

https://www.bdew.de/media/documents/Kapital_fur_die_Energiewende_2.pdf
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errichtet. Damit werden noch bestehende Lücken in der Ladeinfrastruktur geschlossen 

und sichergestellt, dass in ganz Deutschland alle 10 bis 15 Kilometer eine Lademöglichkeit 

verfügbar ist. Zudem wird die Bundesregierung die Vorgaben aus der EU-Gebäuderichtli-

nie in Bezug auf Ausbauverpflichtungen für Ladeinfrastruktur im Gebäudebereich noch in 

der laufenden Legislaturperiode in das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz 

umsetzen und dabei das laufende Gesetzgebungsverfahren „Tankstellenversorgungsauf-

lage“ nutzen, das voraussichtlich im Herbst im Parlament verhandelt wird. Mit diesem 

Maßnahmenpaket stellt die Bundesregierung insgesamt sicher, dass Laden in Zukunft so 

rasch und bequem, wie Tanken heute erfolgen kann. 

In ihrem Handeln setzt die Bundesregierung auf Technologieoffenheit. Daher beziehen sich 

die folgenden Maßnahmen sowohl auf vollelektrische Fahrzeuge als auch auf vergleichbare 

Nullemissionsfahrzeuge (z. B. solche, die vollständig mit E-Fuels angetrieben werden): 

a. Für Unternehmen wird rückwirkend zum 1. Juli 2024 eine Sonder-Abschreibung für 

neu zugelassene vollelektrische und vergleichbare Nullemissionsfahrzeuge eingeführt, 

die die Anschaffung der betroffenen Fahrzeuge deutlich attraktiver macht. Die Sonder-

Abschreibung gilt für Neuzulassungen bis Ende 2028. 

b. Erhöhung des Deckels für den Brutto-Listenpreis von 70.000 Euro auf 95.000 Euro bei 

der Dienstwagenbesteuerung für E-Fahrzeuge. 

c. Steuerliche Gleichstellung von ausschließlich mit E-Fuels betriebenen Kraftfahrzeugen 

mit vollelektrischen Fahrzeugen, insbesondere bei der KfZ-Steuer und der Dienstwa-

genbesteuerung. 

Ersteinschätzung: 

Positiv zu sehen ist, dass die Bundesregierung Maßnahmen zur Unterstützung des Hochlaufs 

von E-Fahrzeugen und zur Steigerung der Attraktivität zu deren Anschaffung vorsieht. Um das 

Ziel von 15 Millionen E-Pkw bis 2030 zu erreichen, ist eine Steigerung bei den Neuzulassungen 

dringend erforderlich. Dafür brauchen wir vor allem mehr Pkw-Angebote, die für Bürgerinnen 

und Bürger bezahlbar sind. Aktuell kommen zunehmend neue Modelle im hochpreisigen Seg-

ment auf den Markt, in günstigeren Segmenten ist wenig Bewegung. Die aktuell hohen An-

schaffungspreise sind leider die größte Einstiegsbarriere. Wenn die Bundesregierung ihr Ziel 

erreichen will, braucht sie dringend eine 15-Millionen-E-Pkw-Strategie. Kritisch zu sehen ist 

eine Förderung von Plug-In-Hybrid-Fahrzeugen, da diese aufgrund des oft geringen elektri-

schen Fahranteils und der niedrigen Ladeleistungen den Aufbau von Ladeinfrastruktur nicht 

unterstützen. 

Mit Blick auf den Ausbau des Ladeangebotes weist der BDEW darauf hin, dass dieser wettbe-

werblich erfolgen muss, da er nur so schnell und bedarfsgerecht sein kann. Die letzten Jahre 



Haushalt 2025 – Wachstumsinitiative Seite 4 von 34 

 

 

 

haben gezeigt, dass der privatwirtschaftliche Aufbau erfolgreich ist. Das Jahr 2023 war das 

zweite Rekordjahr beim Ausbau öffentlicher Ladesäulen in Folge, und dass trotz gleichbleibend 

geringer Auslastung. Staatliche Programme, wie das „Deutschlandnetz“ und die „Versorgungs-

auflage“ für Tankstellen bremsen den Markt dagegen aus und führen zu Marktverzerrungen. 

Der marktwirtschaftliche Ansatz und der Grundsatz der Kundenorientierung sollten auch bei 

der Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie (EPBD) durch die Anpassung des Gebäude-Elektro-

mobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) berücksichtigt werden. Statt einer pauschalen Ausstat-

tung einer festen Anzahl von Stellplätzen mit Ladepunkten sollten alternative Ladekonzepte 

möglich sein, mit denen dieselbe Ladeleistung abgedeckt werden kann. Hier sind die im Markt 

aktiven Unternehmen die besten Innovationsgeber für kundenorientierte Lösungen. 

 

7. KI-Rechenzentren ausbauen: Deutschland soll ein global führender Digital- und KI-Stand-

ort werden. Dafür sind ausreichend Rechenkapazitäten erforderlich. Daher wird die Bun-

desregierung die Rahmenbedingungen für Rechenzentren weiter verbessern, z. B. durch 

die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren und den Zugang zu erforderlichen Netz-

anschlüssen (z. B. Transparenz über verfügbare Netzkapazitäten). Sie unternimmt erhebli-

che Anstrengungen, High-Performance Computing-Kapazitäten im Forschungsbereich aus-

zubauen und diese auch der Wirtschaft, insb. Start-Ups zur Verfügung stellen zu können. 

Zugleich ist die Bundesregierung auch aus Gründen der digitalen Souveränität von Verwal-

tung und Wirtschaft bestrebt, Anbieter am Standort durch geeignete Maßnahmen (z.  B. 

die Bündelung eigener Bedarfe) zu stärken. Die Bundesregierung begrüßt Investitionen 

internationaler Technologie-Unternehmen in Deutschland und auch das Engagement und 

Investitionen nationaler und europäischer Unternehmen. 

Ersteinschätzung: 

Netzkapazitäten: Für Entwickler und Betreiber von Rechenzentren ist der Zugang zum Strom-

netz mittlerweile einer der wichtigsten Standortfaktoren. Die auf lange Sicht sehr knappen 

Netzkapazitäten in Städten mit großen Internetknotenpunkten, wie Frankfurt am Main und 

Berlin, stellen in Verbindung mit dem sehr großen Leistungsbedarf von Rechenzentren eine 

große Herausforderung sowohl für die Betreiber von Rechenzentren als auch von Stromnetzen 

dar. Rechenzentren, bei denen die Nähe zu Internetknotenpunkten oder Kunden eine gerin-

gere Rolle spielt (z. B. Clouddienstleistungen, KI), können in Regionen mit freien Netzkapazitä-

ten von einem schnellen Netzanschluss profitieren. Der BDEW unterstützt daher das Vorha-

ben, mehr Transparenz über verfügbare Netzkapazitäten zu schaffen. 

Ländliche Gebiete mit hoher Einspeisung aus Windenergie- und PV-Anlagen bei verhältnismä-

ßig geringem Verbrauch haben nach entsprechendem Netzausbau meist große verfügbare 

Netzkapazitäten. Die Ansiedlung von nicht ortsgebundenen Rechenzentren und anderen 
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Großverbrauchern in solchen Gebieten trägt bei zur effizienten Auslastung der Stromnetze 

durch Nähe von Erzeugung und Verbrauch und hat positive Auswirkungen auf die Systemkos-

ten und Netzentgelte. Neben größerer Transparenz zu verfügbaren Netzkapazitäten sind daher 

dringend weitere Maßnahmen zur stärkeren Ansiedlung von Rechenzentren und anderer 

Großverbraucher in einspeisegeprägten Regionen notwendig. 

Abwärme/Energieeffizienz: Für Rechenzentren gilt laut Energieeffizienzgesetz eine Verpflich-

tung zur (anteiligen) Nutzung ihrer Abwärme. Die Abwärme kann zwar ins Wärmenetz einge-

speist werden, es ist aber zu beachten, dass diese nicht unmittelbar genutzt, sondern (z. B. 

durch Wärmepumpen o. ä.) i. d. R. weiter erhitzt werden muss, um die für das Wärmenetz er-

forderliche Temperatur zu erreichen. Aufgrund der Größe einiger Rechenzentren kann der An-

teil an wiederverwendeter Energie oft nur dann erreicht werden, wenn in der Nähe des Re-

chenzentrums ein Wärmenetz vorhanden bzw. konkret geplant ist, in das die Wärme einge-

speist werden kann. Diese Voraussetzungen sind jedenfalls nach aktuellem Stand eher in 

(Groß-)Städten gegeben. Dadurch wird aber die Ansiedlung in sogenannten lastgeprägten 

Netzgebieten verstärkt. Ungenutzt bleiben dabei Gebiete, in denen zwar (noch) keine oder nur 

wenig Wärmenetze vorhanden sind, in denen aber viel Strom (in der Regel aus EEG-Anlagen) 

eingespeist und wenig Strom verbraucht wird. Im besten Fall könnte ein Anschluss von Re-

chenzentren außerhalb von (Groß-)Städten auch einen Anreiz für den Aufbau von Wärmenet-

zinfrastruktur sein.  

Glasfaser: Neben den erforderlichen Netzanschlüssen wird häufig auch eine Glasfaserinfra-

struktur für den Betrieb moderner Rechenzentren benötigt, da sie die notwendige Leistung, 

Störungsfreiheit und hohe Bandbreite gewährleistet. Daher ist es besonders wichtig, den Aus-

bau der Rechenzentrumskapazitäten und die Verlegung der Glasfaserinfrastruktur zusammen-

zudenken.  

 

10. Rohstofffonds aufsetzen: Die Bundesregierung will die Abhängigkeit von kritischen Roh-

stoffen verringern. Diese sind von besonderer Bedeutung für die notwendigen Technolo-

gien und Anwendungen der grünen und digitalen Transformation sowie für die Luft- und 

Raumfahrt, Sicherheit und Verteidigung. Die Bundesregierung wird dazu einen Rohstoff-

fonds aufsetzen und prüft die diversifizierte Finanzierung von Projekten entlang der ge-

samten Wertschöpfungskette kritischer mineralischer Rohstoffe. Die Rohstoffe sollten da-

bei kritisch sein im Sinne des EU-Gesetzes über kritische Rohstoffe (CRMA). Die KfW wird 

im Auftrag der Bundesregierung einen Rohstofffonds auflegen. 

Ersteinschätzung: 

Grundsätzlich zu begrüßen. Es gibt zwar keine bestehende BDEW-Position zum konkreten Vor-

schlag für die Einrichtung eines Rohstofffonds. Aber im Diskussionspapier vom Januar 2024 

https://www.bdew.de/media/documents/BDEW_Diskussionpapier_Resilienz.pdf
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wird eine Rohstoffbank vorgeschlagen, welche in eine ähnliche Richtung geht. Damit die Ener-

giewende gelingt und die heimische EE-Industrie wettbewerbsfähig bleibt, muss die Verfügbar-

keit der entsprechenden Rohstoffe und Vorprodukte sichergestellt werden. Ein Rohstofffonds 

kann dazu beitragen. 

 

11. Ambitionierte Freihandelsagenda pragmatisch vorantreiben: Die Bundesregierung wird 

sich dafür einsetzen, die handelspolitische Offenheit der EU zu stärken und so zur Diversi-

fizierung ihrer Handelsströme beizutragen. Unser Ziel bleibt der Abschluss möglichst um-

fassender Wirtschaftsabkommen mit unseren weltweiten Partnern, insbesondere in 

Nord- und Lateinamerika sowie in der Region Asien-Pazifik. Die Bundesregierung wird sich 

verstärkt für sog. EU-only-Freihandelsabkommen aussprechen oder dafür einsetzen, dass 

die EU-only Teile aus umfassenderen Abkommen bis zur Ratifizierung des Gesamtabkom-

mens vorgezogen werden. Ferner wird die Bundesregierung dafür eintreten, durch klei-

nere Abkommen den Handel spezifischer Güter zu erleichtern und dadurch pragmatisch 

Brücken für den internationalen Handel zu schlagen. Auch mit den USA sollten wir hier 

Möglichkeiten von Abkommen ausloten und deren Abschluss anstreben. Bei allen diesen 

Verhandlungen werden wir unseren Partnern auf Augenhöhe begegnen und ihre Interes-

sen – inklusive Wertschöpfung vor Ort und Nachhaltigkeit – in den Blick nehmen. 

Ersteinschätzung: 

Eine aktive Handelspolitik ist ein wichtiges Element für die Stärkung der Resilienz Europas, 

auch in Bezug auf für die Energiewende benötigten Technologien und kritischen Rohstoffe 

(siehe auch das Diskussionspapier zur Resilienz in der Energiewirtschaft). Es sollten Rohstoff-, 

aber auch breite Energie- und Technologiepartnerschaften mit zuverlässigen Drittstaaten ein-

gegangen werden, um so die Souveränität der EU zu erhöhen. Insbesondere sollte auf EU-

Ebene auch aktiv auf eine europäische Wasserstoffimportstrategie hingearbeitet werden, um 

das Potenzial zuverlässiger Partnerländer für die Dekarbonisierung Europas noch besser zu 

nutzen.  

 

II. Unternehmerische Dynamik stärken: Unnötige Bürokratie abbauen 

12. Bürokratie weiter abbauen: Der systematische Abbau von Bürokratie ist eine Quer-

schnittsaufgabe, die sämtliche Politikbereiche betrifft. Daher werden sämtliche Ressorts 

der Bundesregierung zu den folgenden Maßnahmen beitragen: 

a. Gesetzlich wird ein Belastungs-Abbaupfad festgelegt. Die Bundesregierung wird künf-

tig jedes Jahr ein Bürokratie-Entlastungsgesetz vorlegen, welches sicherstellt, dass die 

Belastung aus sämtlichen Bundesgesetzen in dem jeweiligen Jahr auch unter 

https://www.bdew.de/media/documents/BDEW_Diskussionpapier_Resilienz.pdf
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Berücksichtigung neu geschaffener Regelungen insgesamt abnimmt. 

b. Sie wird zügig mit den Arbeiten an einem ersten Jahres-Bürokratieentlastungsgesetz 

beginnen. Hierzu werden die zum Bürokratieentlastungsgesetz IV eingegangenen Vor-

schläge u. a. der Verbände und Länder nochmals vom Normenkontrollrat (NKR) ge-

prüft. Weitere nicht notwendige Schriftformerfordernisse werden abgeschafft. 

c. Zudem werden in allen Ressorts Praxis-Checks eingeführt (mindestens zwei Praxis-

Checks in 2024 pro Ressort), aus denen sich jeweils konkrete Bürokratieentlastungs-

maßnahmen ableiten, die dann in das Jahres-Entlastungsgesetz einfließen. Die Bun-

desregierung wird eine ressortübergreifende AG „Praxis-Checks“ einrichten. Die ein-

zelnen Ressorts sollen dabei die Maßnahmen in ihrem jeweiligen Kompetenzbereich 

eigenverantwortlich aber koordiniert vorantreiben und öffentlich vorstellen. 

d. Alle Ressorts der Bundesregierung verpflichten sich zu einem konsequenten Abbau 

von Nachweis- und Berichtspflichten im jeweiligen Geschäftsbereich mit klar über-

prüfbaren Abbauzielen und Zeitpfaden. 

e. Die Bundesregierung wird ein Online-Bürokratieentlastungsportal einrichten. Hier sol-

len Wirtschaft, Bürgerinnen und Bürger und auch die Verwaltung selbst dauerhaft die 

Möglichkeit haben, konkrete Maßnahmen zum Bürokratieabbau vorzuschlagen. 

Wenn der NKR diese Vorschläge unterstützt, bedarf die Ablehnung einer besonderen 

Begründung durch die Bundesregierung. 

Ersteinschätzung: 

Die genannten Vorschläge sind grundsätzlich zu befürworten und wurden in Teilen auch vom 

BDEW bereits eingefordert. So hat sich der BDEW für die Einführung von Praxischecks in allen 

Ressorts, den konsequenten Abbau von Nachweis- und Berichtspflichten in allen Ressorts, den 

Bürokratieabbau auf EU-Ebene (insbes. auch nur noch 1:1-Umsetzungen sowie Identifizierung 

und Abbau von bestehenden Übererfüllungen), eine pragmatische Umsetzung der Liefer-

kettensorgfaltspflicht sowie eine Vereinfachung des Vergaberechts eingesetzt. Auch die Ein-

führung und verbindliche Anwendung eines Online-Bürokratieentlastungsportals – wie be-

schrieben – wird vom BDEW begrüßt. Die unter a. in Aussicht gestellte jährliche Vorlage eines 

BEG würde die regelmäßige Einbringung von branchenspezifischen BDEW-Vorschlägen zum 

Bürokratieabbau erleichtern, jedoch deren Aufnahme nicht garantieren. Dies könnte ggf. 

durch das unter e. in Aussicht gestellte Online-Bürokratieentlastungsportal sichergestellt wer-

den. Es kommt nun darauf an, dass die Ankündigungen zum Bürokratieabbau konkret umge-

setzt werden. 

Der BDEW hat darüber hinaus zahlreiche konkrete und konstruktive Vorschläge in seinen Stel-

lungnahmen zum BEG IV Referentenentwurf und Kabinettsbeschluss sowie in seiner 

https://www.bdew.de/media/documents/2000_BDEW_Stellungnahme_BEGIV_XRhXiTb_VXOvASr.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2000_BDEW_Stellungnahme_BEG_IV_Kabinetssbeschluss_180424.pdf
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Stellungnahme zum Umsetzungsstand zur Umsetzung der Vorschläge zur Verbändeabfrage 

aufgeführt. Für den Fall, dass keine wesentlichen Entlastungen für die Energie- und Wasser-

wirtschaft im Bürokratieentlastungsgesetz (BEG) IV erreicht werden, schlägt der BDEW ein ei-

genes Bürokratieabbaugesetz für die Energie- und Wasserwirtschaft vor. Da die parlamentari-

schen Beratungen zum BEG IV mittlerweile auf die Zeit nach der Sommerpause verschoben 

wurden und davon auszugehen ist, dass die bisherigen BDEW-Vorschläge nicht ausreichend im 

BEG IV Berücksichtigung finden, wird der BDEW diese Forderung nach einem branchenspezifi-

schen BEG aufrechterhalten. 

 

13. Anwendung datenschutzrechtlicher Anforderungen reduzieren: Zur Dynamisierung der 

deutschen Wirtschaft soll auch der bürokratische Aufwand bei der Anwendung daten-

schutzrechtlicher Anforderungen reduziert werden und die Anwendung auf europäischer 

Ebene vereinheitlicht werden. Daher strebt die Bundesregierung in Abstimmung mit den 

Ländern folgende Maßnahmen an: 

a. Für bestimmte Branchen/Sektoren wird mit den Ländern vereinbart, die Zuständigkeit 

bei der Aufsichtsbehörde eines Landes zu konzentrieren, damit es bundesweit für die 

Unternehmen eine Aufsicht und damit u. a. eine einheitliche Ansprechstelle mit be-

sonderer Expertise für komplexe Fragestellungen gibt. Ziel ist es, die Abläufe insge-

samt effizienter zu gestalten. 

b. Stärkere bundesweite Vereinheitlichung der Anwendung des Datenschutzrechts 

durch verbindliche Beschlüsse der Datenschutzkonferenz; damit Rechtsunsicherhei-

ten und bürokratischer Aufwand für Unternehmen reduziert werden und die Unter-

nehmen sich innerhalb von Deutschland auf eine möglichst einheitliche Anwendung 

durch die verschiedenen Aufsichtsbehörden der Länder verlassen können. 

c. Erhöhung der Schwelle ab der die Unternehmen einen Datenschutzbeauftragten be-

stellen müssen von derzeit 20 Mitarbeitenden auf 50 Mitarbeitende. 

d. Erweiterung der Verarbeitungsmöglichkeiten zur Verbesserung der Datengrundlage 

für politische Entscheidungen in Bund, Land und Kommune.  

e. Präzisierung und Konkretisierung im nationalen Recht im Rahmen der Datenschutz-

grund-Verordnung (DSGVO) zur Erhöhung der Rechtssicherheit und zur Erleichterung 

der Anwendung.  

Auf europäischer Ebene wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass 

a. die Anwendung und Durchsetzung der DSGVO auf europäischer Ebene mit dem Ziel 

der Vereinfachung harmonisiert und die Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden der 

Mitgliedstaaten (insbesondere im Europäischen Datenschutzausschuss) verbessert 

https://www.bdew.de/media/documents/2000_BDEW_Stellungnahme_BEGIV_XRhXiTb_VXOvASr.pdf
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wird und  

b. die Europäische Kommission ambitioniert prüft und entsprechende Vorschläge dazu 

vorlegt, für welche Drittländer, Gebiete, internationale Organisationen oder spezifi-

sche Sektoren in Drittländern ein gemäß DSGVO angemessenes Schutzniveau be-

schlossen werden kann, um den internationalen Datentransfer zu vereinfachen. 

Ersteinschätzung: 

Grundsätzlich ist eine Vereinheitlichung beim Datenschutzrecht und der Datenschutzaufsicht 

zu begrüßen. Ob allerdings die Maßnahmen unter a. und b. dazu einen spürbaren Beitrag leis-

ten können, ist fraglich. Außerdem sind viele Rechtsfragen bei den Gerichten anhängig und 

werden aktuell bis hoch zum EuGH entschieden.  

Für die KMU ist die Erhöhung der Schwelle, ab der die Unternehmen einen Datenschutzbeauf-

tragten brauchen, ein zweischneidiges Schwert. Sie sind nach wie vor verpflichtet, die DSGVO 

einzuhalten. Aber die Kompetenz nimmt ohne einen Verantwortlichen für dieses Thema ab. 

Insofern ist das zwar eine kurzfristige Entlastung, trägt aber nicht dazu bei, das Thema Daten-

schutz von Anfang an in den Unternehmen mitzudenken.  

Zu d.  

Dass die Verarbeitungsmöglichkeiten zur Verbesserung der Datengrundlage verbessert werden 

sollen, ist zu begrüßen. Dies sollte unbedingt genutzt werden, um die Datenqualität und Nutz-

barkeit der von öffentlichen Stellen bereitgestellter Daten zu verbessern. Der klare öffentliche 

Nutzen muss noch besser erkennbar werden. Die Belastungen der Energie- und Wasserversor-

gungsunternehmen sind allerdings heute schon sehr hoch, weitere Regelungen und Berichts-

pflichten sollen vermieden werden.  

 

14. Europäische Bürokratielasten begrenzen und Beschleunigungspotenziale nutzen: Um 

die überschießende Umsetzung von EU-Recht zu vermeiden, wird die Bundesregierung ab 

sofort EU-Richtlinien in der Regel 1:1 in nationales Recht umsetzen und bestehende über-

schießende Umsetzungen identifizieren und reduzieren. Der Net-Zero Industry Act (NZIA) 

ist ein wichtiger Meilenstein insbesondere für mehr Beschleunigung bei Planungs- und 

Genehmigungsverfahren für Industrieanlagen. Damit deutsche Unternehmen schnell in 

den Genuss der neuen Regeln kommen, wird die Anpassung des deutschen Rechts an den 

NZIA so schnell wie möglich geschehen, auch um insbesondere bei Planungs- und Geneh-

migungsverfahren schnell zu mehr Beschleunigung zu kommen und damit Rechtssicher-

heit zu schaffen.  
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Ersteinschätzung: 

Die in Aussicht gestellten 1:1-Umsetzungen sowie die angestrebte Identifikation und Reduzie-

rung bestehender überschießender Umsetzungen werden vom BDEW sehr begrüßt und stellen 

einen wichtigen Schritt auf dem Weg zum Bürokratieabbau auch auf EU-Ebene dar. Insbeson-

dere überschießende Umsetzungen auf nationaler Ebene führen zu nicht nachvollziehbaren 

und nicht notwendigen bürokratischen Belastungen für die Energie- und Wasserwirtschaft. Eu-

ropaweit einheitliche Richt- und Grenzwerte wären grundsätzlich wünschenswert mit Blick auf 

Wettbewerbsfähigkeit als auch auf die Umsetzbarkeit für international tätige Unternehmen.  

 

15. Lieferkettensorgfaltspflicht pragmatisch umsetzen: Bei der Umsetzung von Sorgfalts- 

und Berichtspflichten gilt es, unverhältnismäßige Belastungen der Unternehmen zu ver-

meiden. Deshalb werden wir die Europäische Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) noch in die-

ser Legislaturperiode 1:1 durch Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes 

(LkSG) so bürokratiearm wie möglich umsetzen. Damit werden noch in dieser Legislatur-

periode nur noch rund ein Drittel und damit weniger als 1.000 Unternehmen der bisher 

unter das LkSG fallenden Unternehmen direkt erfasst. Alle Pflichten aus der CSDDD, auch 

die Regelungen zur zivilrechtlichen Haftung, machen wir erst zum spätesten europarecht-

lich vorgeschriebenen Zeitpunkt verbindlich: Für Unternehmen mit mehr als 5.000 Be-

schäftigten weltweit und 1.500 Millionen Euro Umsatz ab 2027; für Unternehmen mit 

mehr als 3.000 Beschäftigten weltweit und 900 Millionen Euro Umsatz ab 2028; und für 

Unternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten weltweit und 450 Millionen Euro Umsatz 

ab 2029. 

Ab Inkrafttreten der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) zum 1. Januar 

2025 können die Unternehmen die Berichte nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengeset-

zes durch die auf Grund von EU-Recht neu vorgesehenen Berichte nach der CSRD ersetzen. 

Bis dahin wird von einer Sanktionierung bei Verstößen gegen Berichtspflichten nach dem 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes abgesehen. 

Zudem werden wir uns bei der Europäischen Kommission dafür einsetzen, die sehr um-

fangreichen Vorgaben zum Inhalt der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD 

deutlich zu reduzieren. 

Wir werden verbindliche Standards festlegen, nach denen Unternehmen für ihre Informa-

tionsgewinnung bei KMU in ihrer Lieferkette Informationen abfragen dürfen, um so für die 

vielen kleinen Unternehmen, die nur nachgelagert betroffen sind, spürbare Erleichterung 

zu schaffen. 
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Ersteinschätzung: 

Eine planbare und bürokratiearme Umsetzung der europäischen Lieferketten-Richtlinie 

(CSDDD) ist zu begrüßen. Auch die geplanten Erleichterungen für nachgelagert betroffene 

kleine Unternehmen sind positiv und sollten so ausgestaltet werden, dass der Zusatzaufwand 

auf das maximal mögliche begrenzt wird. Das gestaffelte Inkrafttreten der CSDDD nach Unter-

nehmensgröße entspricht den entsprechenden EU-Vorgaben. Im Grundsatz ist es ebenfalls 

sinnvoll diesen vom europäischen Gesetzgeber vorgesehenen Spielraum voll auszunutzen, um 

Unternehmen hinreichend Zeit für die Vorbereitung auf die neuen Verpflichtungen zuzugeste-

hen. Jedoch ist zu beachten, dass einerseits ein befristetes Aussetzen der Sorgfaltspflichten 

nur begrenzt sinnvoll ist. Unternehmen haben in den vergangenen Jahren bereits entspre-

chende interne Prozesse aufgesetzt, die nun pausiert werden müssten, nur um sie wenige 

Jahre später wieder aufzunehmen. Zudem gelten ab 2025/2026 (je nach Unternehmensgröße) 

die Vorgaben der CSRD, die ebenfalls weitreichende Berichtspflichten entlang der eigenen Lie-

ferkette vorsehen.  

Positiv wiederum ist die bereits im Referentenentwurf für die nationale CSRD-Umsetzung vom 

22. März 2024 vorgesehene, entfallende Verpflichtung zur Abgabe eines LkSG-Berichts für Un-

ternehmen, die gemäß CSRD berichten. Zudem sollte die nationale Umsetzung der CSRD mög-

lichst zeitnah erfolgen, um Unsicherheiten mit Blick auf die bereits verstrichene EU-Umset-

zungsfrist sowie die in der EU-Richtlinie erstmalige Berichtspflicht ab dem Jahr 2025 zu vermei-

den.  

Zusätzlich sollte im Rahmen der nationalen Umsetzung für kleine und mittlere kommunale Un-

ternehmen die Möglichkeit geschaffen werden, von einer Verpflichtung zur Durchführung ei-

ner Nachhaltigkeitsberichterstattung nach landesrechtlichen Vorschriften befreit zu sein. Zu-

letzt ist auch der Vorstoß auf EU-Ebene eine Reduktion der CSRD-Berichtspflichten erwirken zu 

wollen begrüßenswert.  

 

16. Steuerrecht vereinfachen: Ein attraktiver Standort braucht ein einfaches und handhabba-

res Steuerrecht. Der Aufwand für Bürgerinnen und Bürger sowie für Unternehmen muss 

reduziert werden. Deshalb müssen Potentiale zur Vereinfachung für Steuerpflichtige und 

Verwaltung gehoben und der digitale Zugang zum Steuerrecht erleichtert werden. Die 

Bundesregierung wird die für Juli erwarteten Vorschläge der Experten-Kommissionen 

„Vereinfachte Unternehmenssteuer“ und „Bürgernahe Einkommensteuer“ prüfen und bei 

positivem Ergebnis noch in diesem Jahr in einem Gesetzesvorhaben umsetzen. 
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Ersteinschätzung: 

› Der Vorschlag ist grundsätzlich zu begrüßen. 

› Zur Stärkung der Innenfinanzierungskraft der Energieunternehmen braucht es wirksame 

steuerliche Instrumente zur Investitionsunterstützung in die Energiewende. Die „Superab-

schreibungen“ für Investitionen in Klimaschutz aus dem Koalitionsvertrag, Investitionsprä-

mien und Steuergutschriften sollten ebenso erneut angegangen werden wie eine Erweite-

rung des Anwendungsbereichs der im Wachstumschancengesetz geplanten Klimaschutzin-

vestitionsprämie.  

› Steuererleichterungen für Unternehmen, die in Energiewendeprojekte investieren, sollten 

eingeführt werden. Dies kann die Attraktivität von Investitionen in erneuerbare Energien 

und nachhaltige Technologien erhöhen 

 

18. Vergaberecht vereinfachen und Tariftreue stärken: Das Vergaberecht soll vereinfacht, 

beschleunigt und digitalisiert werden. Vergabeverfahren sollen für Auftraggeber und Auf-

tragnehmer mit weniger Bürokratieaufwand verbunden sein, damit sich Unternehmen 

wieder stärker um öffentliche Aufträge bewerben. Insbesondere für Start-ups müssen ge-

ringere Hürden gelten. Auch im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie sowie 

bei der Verwaltungsdigitalisierung und bei großen Infrastrukturprojekten wie Straßen, 

Brücken, Schienen und Netzen werden Erleichterungen und Vereinfachungen gelten. 

Nachhaltige Beschaffung soll einfacher und verbindlicher werden. Dazu wird die Bundes-

regierung ein Gesetzespaket mit Anpassungen in allen relevanten Rechtsgrundlagen in 

Ober- und Unterschwelle auf den Weg bringen, dass Verwaltung und Unternehmen um 

mehr als eine Milliarde Euro pro Jahr entlastet. Das schließt eine substanzielle Erhöhung 

der allgemeinen und weiterer spezifischer Direktauftragsgrenzen (u. a. für innovative 

Leistungen von Start-ups, beschränkte Ausschreibungen und Verhandlungsvergaben ohne 

Teilnahmewettbewerb oder Online-Marktplätze) ein. 

Mit dem Bundestariftreuegesetz wird die Bundesregierung die Tariftreue stärken und die 

Grundlage dafür schaffen, Tarifverträge zur Bedingung bei Ausschreibungen zu machen.  

Ersteinschätzung: 

Ein vereinfachtes Vergaberecht stellt aus Sicht des BDEW eine wesentliche bürokratische Er-

leichterung für die Unternehmen der Energie- und Wasserwirtschaft dar. Bereits im Rahmen 

seiner Stellungnahmen zum BEG IV Referentenentwurf und Kabinettsbeschluss sowie in seiner 

Stellungnahme zum Umsetzungsstand zur Umsetzung der Vorschläge zur Verbändeabfrage 

hatte der BDEW konkrete Vorschläge zu Vereinfachungen im Vergaberecht eingebracht, 

https://www.bdew.de/media/documents/2000_BDEW_Stellungnahme_BEGIV_XRhXiTb_VXOvASr.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2000_BDEW_Stellungnahme_BEG_IV_Kabinetssbeschluss_180424.pdf
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welche die BDEW-Vorschläge zum Vergaberecht aus seiner Stellungnahme zum Vergabetrans-

formationspaket vom 14.02.2023 ergänzen (BDEW-Stn. zur Transformation des Vergabe-

rechts). 

Konkret sind folgende Punkte relevant: 

1. Erhöhung der relevanten Schwellenwerte: Dies würde sowohl für Auftraggeber als auch 

für Auftragnehmer den Aufwand reduzieren, der mit europaweiten Ausschreibungen ver-

bunden ist. 

2. Mehr Ausnahmemöglichkeiten für Verfahren ohne öffentlichen Teilnahmewettbewerb : 

Dies würde in besonderen Situationen Flexibilität schaffen. 

3. Flexiblere Gestaltung beim Beschaffungsgegenstand und der Wertung : Dies ist insbeson-

dere dann sinnvoll, wenn ein Beschaffungsgegenstand vom Ergebnis der Ausschreibung ei-

nes anderen Loses abhängt. 

4. Einführung eines beschränkten Ausschreibungsverfahrens: Hierbei kann der Auftraggeber 

direkt nur drei Unternehmen zur Angebotsabgabe auffordern. 

5. Wegfall von weiteren Formblättern 

 

19. Kreislaufwirtschaft entfesseln: Die bessere Nutzung von Ressourcen im Zuge der Kreis-

laufwirtschaft bietet ein hohes Potenzial für Wachstum und Dynamisierung der deut-

schen Wirtschaft. Dazu wird die Bundesregierung eine Abfallende-Verordnung für wich-

tige mineralische Baustoffe erlassen, mit der Materialien effektiver wiederverwertet wer-

den und die Vermarktung dieser mineralischen Ersatzbaustoffe als qualitätsgesicherte Re-

cycling-Produkte vorangetrieben wird. Außerdem wird sie mit einer Novelle der Gewerbe-

abfallverordnung die Qualität der erfassten Stoffströme verbessern und den Vollzug prak-

tikabler und einheitlicher ausgestalten. Schließlich wird sie eine Digitalisierungsinitiative 

in der Kreislauf- und Abfallwirtschaft zum Austausch notwendiger Daten zur Schließung 

von Stoffkreisläufen starten. Zudem werden auch in der Kreislaufwirtschaft mit der Schaf-

fung von Reallaboren Innovationen gefördert. Als Ergänzung zum etablierten mechani-

schen Recycling kann chemisches Recycling durch die Verwertung von schwer recycelba-

ren Abfällen einen Beitrag zur Kreislaufwirtschaft leisten. Mit der Nationalen Kreislauf-

wirtschaftsstrategie bündeln wir Maßnahmen, um die Potenziale der Kreislaufwirtschaft 

für Wachstum, Umwelt und Innovation auch über die laufende Legislaturperiode hinaus 

zu entfesseln. 

 

  

https://www.bdew.de/media/documents/Stn__20230214_BDEW_StN_Vergabetransformationspaket.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Stn__20230214_BDEW_StN_Vergabetransformationspaket.pdf
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Ersteinschätzung: 

Eine Stärkung der Kreislaufwirtschaft und von Recycling zur Rückgewinnung (kritischer) Roh-

stoffe ist neben anderen (handelspolitischen) Maßnahmen zur Sicherung der Versorgung mit 

kritischen Rohstoffen begrüßenswert. In seinem Diskussionspapier zur Resilienz in der Energie-

wirtschaft stellt der BDEW die Stärkung der Kreislaufwirtschaft als eine mögliche Maßnahme 

vor. 

 

III. Dynamisierung durch bessere Arbeitsanreize und mehr Fachkräfte 

Für mehr wirtschaftliche Kraft braucht es ein größeres Angebot an Arbeit. Die geburtenstarken 

Jahrgänge von 1955 – 1964 („Baby-Boomer“) gehen nun nach und nach in Rente. Dem Arbeits-

markt wird dadurch in den kommenden Jahren eine erhebliche Anzahl von Arbeitskräften nicht 

mehr zur Verfügung stehen. Um diesem Rückgang des Arbeitskräfteangebots effektiv zu be-

gegnen, hat die Bundesregierung insbesondere mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz und 

der Fachkräftestrategie bereits bedeutsame Maßnahmen umgesetzt. Doch das reicht noch 

nicht aus. Insbesondere Menschen, die unfreiwillig in Teilzeit arbeiten oder auch Ältere, die 

gerne über die Regelaltersgrenze hinaus arbeiten möchten, können einen wertvollen Beitrag 

zur wirtschaftlichen Dynamik in Deutschland leisten. Aber auch darüber hinaus wird die Bun-

desregierung die Anreize, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder eine bestehende auszuwei-

ten, stärken. Zudem wird die Bundesregierung ihre Anstrengungen verstärken, um internatio-

nale Arbeitskräfte für den deutschen Arbeitsmarkt zu gewinnen und die Integration sich be-

reits in Deutschland befindender Zugewanderter zu beschleunigen. Nicht zuletzt werden ver-

besserte Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt auch zu einem höheren Produktivitätswachs-

tum beitragen. 

Ersteinschätzung:  

Grundsätzlich sind die vorliegenden Ansätze zur Fach- und Arbeitskräftesicherung zu begrü-

ßen. Allerdings reichen sie nicht weit genug, um mehr Köpfe und Hände für die verlässliche 

Energieversorgung und die Aufgaben der Energiewende zu gewinnen. Vor dem Hintergrund 

des demografischen Wandels (den 80% der Unternehmen der Energiewirtschaft als Hauptursa-

che für die Fachkräftelücke annehmen) bei gleichzeitig steigender Komplexität der Aufgaben 

müssen auch Berufsausbildung, Studienangebot und die berufliche Qualifikation on the job im 

Bereich der Energie- und Wasserwirtschaft an den Bedarf aus der Praxis angepasst werden: an-

erkannte Abschlüsse, praktische Fähigkeiten und Praxiserfahrungen müssen schneller als bis-

her erreichbar sein. Die Regeln der Teilqualifizierung (TQ1 und TQ2) sollten dafür überarbeitet 

werden, z. B. Absenkung des Mindestalters. 

Von großem Interesse für die Fachkräftesicherung ist auch eine Entlastung des vorhandenen 

https://www.bdew.de/media/documents/BDEW_Diskussionpapier_Resilienz.pdf
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Personals von repetitiven, bürokratischen Aufgaben zugunsten höherwertiger Aufgaben. 

Dazu können mehr digitalisierte, automatisierte und vernetzte Prozesse sowie der Einsatz von 

KI z. B. im Bereich der Berichtspflichten, der Antragstellung in Förderprogrammen oder der 

Genehmigungsverfahren beitragen. 

 

24. Arbeitsmöglichkeiten und Anreize zur Beschäftigung Älterer ausweiten: Um die Weiter-

beschäftigung im Rentenalter zu erleichtern, wird die Bundesregierung ein neues Regime 

der Altersbeschäftigung schaffen: Um der in vielen Arbeitsverträgen enthaltenen automa-

tischen Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Erreichen der Regelaltersgrenze zu be-

gegnen, wird sie für diese Gruppe das sog. Vorbeschäftigungsverbot abschaffen. Hierzu 

schafft die Bundesregierung im SGB VI eine Ausnahme vom Vorbeschäftigungsverbot, 

wenn der Arbeitnehmer einen Anspruch auf eine Altersrente hat und die sachgrundlose 

Befristung die Gesamtdauer von acht Jahren oder die Anzahl von 12 Vertragsbefristungen 

nicht übersteigt. Für Beamte wird die Bundesregierung eine wirkungsgleiche Regelung an-

streben. 

Um die Anreize für die Erwerbstätigkeit von Personen im Rentenalter weiter zu erhöhen, 

wird die Bundesregierung zudem 

a. den Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversicherung nach Erreichen der Regelalters-

grenze streichen und an die Arbeitnehmer auszahlen. 

b. den Arbeitgeberbeitrag zur Rentenversicherung nach Erreichen der Regelarbeits-

grenze streichen und an den Arbeitnehmer auszahlen lassen, falls der Arbeitnehmer 

sich gegen freiwillige Beiträge in die Rentenversicherung entscheidet. 

Bei der Umsetzung werden wir darauf achten, dass die beabsichtigten Anreize nicht durch 

besondere Gestaltungen unterlaufen werden. 

Bei Weiterarbeit nach Erreichen der Regelaltersgrenze wird die Bundesregierung eine neue 

Option für die Vergütung zusätzlicher Arbeitsjahre im Rentenalter schaffen, um Arbeiten 

im Alter attraktiver zu machen: Neben der Möglichkeit, monatliche Zuschläge auf die künf-

tige Rente für das Aufschieben des Renteneintritts zu bekommen, werden sich Arbeitneh-

mer zukünftig auch für eine Rentenaufschubprämie entscheiden können. Dabei erhält der 

Arbeitnehmer eine Einmalzahlung in Höhe der entgangenen Rentenzahlung. Darüber hin-

aus erhält der Arbeitnehmer auch den seitens der Rentenversicherung eingesparten Bei-

trag zur Krankenversicherung. Diese Rentenaufschubprämie soll zudem abgabenfrei sein. 

Ersteinschätzung: 

Ansätze zur flexiblen Beschäftigung Älterer über den Termin des Renteneintritts hinaus sind 

lobenswert. Eine gute Ergänzung kann hier ein Weiterbildungsangebot für Ältere sein, die 
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didaktische Fähigkeiten zur Multiplikation fachlicher Inhalte und Strategien des generationen-

übergreifenden Arbeitens erlernen und so als Know-how-Träger zum Erhalt effizienter Arbeits-

abläufe beitragen. 

 

25. Arbeitsmarkt effizient gestalten und Arbeitskräfte in produktive Beschäftigung lenken:  

Um das Qualifikationsniveau der Beschäftigten insgesamt weiter anzuheben, bedarf es 

einer effektiven Förderung von Weiterbildungen.   

Darum werden wir bürokratische Auflagen bei der Zertifizierung abbauen. Arbeitsmarkt-

drehscheiben erleichtern Arbeitnehmerwechsel in (betrieblichen) Transformationsprozes-

sen und vermeiden damit Arbeitslosigkeit. Die Bundesregierung wird gemeinsam mit der 

Bundesagentur für Arbeit die Arbeitsmarktdrehscheiben unterstützen und hierbei insbe-

sondere rechtssichere Möglichkeiten einer probeweisen Beschäftigung noch vor einem Ar-

beitsplatzwechsel vorlegen.  

Daneben wird die Bundesagentur für Arbeit ihre Dienstleistungen mit den bereits etablier-

ten Strukturen, wie beispielsweise den vernetzten Bildungsräumen/Weiterbildungsagentu-

ren, den Weiterbildungsverbünden oder den regionalen Fachkräfteallianzen vernetzen. 

Insbesondere Geflüchtete arbeiten in Deutschland nicht oder nur auf Arbeitsstellen unter-

halb ihres eigentlichen Qualifikationsniveaus. Um die Beschäftigungsaufnahme und die 

Aufstiegsmobilität von Geflüchteten zu verbessern, wird die Bundesregierung den Job-

Turbo ausweiten und verstetigen. Hierzu gehört die Transparenz über Chancen von berufs-

begleitender Aus- und Weiterbildung zu verbessern, durch aktive Ansprache von Erwerb-

stätigen durch die Arbeitsagenturen und Jobcenter und unterstützt durch Informations-

kampagnen in Kooperation z. B. mit Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. Zudem 

wird bei erschwerter Beschäftigungsaufnahme eine Kombination aus Arbeitsgelegenhei-

ten, verpflichtenden Integrationspraktika, Weiterbildungen und Sprachkursen eingeführt, 

um eine schnellstmögliche und erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt zu gewährleis-

ten. Die Möglichkeiten der Arbeitgeberförderung werden durch die Ausweitung des Passiv-

Aktiv-Transfers vergrößert. 

Ersteinschätzung: 

Wesentlich für die Einstellung von Arbeitskräften sind neben Tätigkeitsnachweisen auch Nach-

weise von Fähigkeiten und Wissen. Allein die Absenkung von “Auflagen bei der Zertifizierung” 

werden die Vermittlung potenzieller Arbeitskräfte z. B. in technische Berufe nicht erleichtern. 

Hilfreich wäre die breitere Vermarktung der vorhandenen, guten Angebote der BA, z. B. des 

Programms ValiKom Transfer, das berufliche Kompetenzen sichtbar macht.  
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Darüber hinaus kann ein Angebot, das die regulären Bildungsinhalte für einzelne Berufe ver-

gleichbar macht, für eine erfolgreiche Beschäftigung hilfreich sein – gilt für die Berufsausbil-

dung in den Bundesländern und besonders für die Berufsausbildung in Herkunftsländern aus-

ländischer Arbeitskräfte. Die Folge wäre eine höhere Passung gesuchter und vorhandener Fä-

higkeiten. 

Die Maßnahmen des Job-Turbos griffen bisher kaum in den Unternehmen der Energiewirt-

schaft. Ursache dafür ist oft der Mangel an Expertenwissen bzw. hochspezialisierten Kompe-

tenzen, die dem Bedarf der Unternehmen gerecht würden; fachsprachliche Fähigkeiten gehö-

ren dazu.  

 

26. Fachkräfteeinwanderung vereinfachen, stärken und beschleunigen: Die Bundesregie-

rung wird die Einwanderung von Fach- und Arbeitskräften in den deutschen Arbeitsmarkt 

weiter vereinfachen. Sie wird die Bindungsfrist der Bundesagentur der Arbeit (BA) für die 

Vorabzustimmung verlängern, um unnötige Bürokratie zu begrenzen und im Fall einer 

ausstehenden Arbeitserlaubnis eine erneute Prüfung nach sechs Monaten zu vermeiden. 

Ferner wird sie die Einwanderung von ausländischen Arbeitnehmern in die Zeitarbeit er-

lauben, sofern ab dem ersten Tag der Beschäftigung der Grundsatz des „equal pay“ be-

folgt wird und eine Mindestbeschäftigungsdauer von 12 Monaten vereinbart wird. Dabei 

wird auf eine bürokratiearme Umsetzung geachtet. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung die Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsge-

setzes beschleunigen (z. B. Visavergabe, Digitalisierung). Dazu ist eine koordinierte Aktion 

mit allen involvierten Behörden notwendig. Die Bundesregierung wird daneben die Funkti-

onsfähigkeit und Erreichbarkeit der über das Portal „Make it in Germany“ zugänglichen Be-

ratungs- und Dienstleistungsangebote, wie der Hotline „Arbeit und Leben in Deutschland“, 

der zentralen Erstansprechstelle, des BA-Chats und der BA-Jobbörse schnellstmöglich si-

cherstellen. 

Um mehr Arbeitskräften aus Drittstaaten jenseits der Europäischen Union den Zugang zum 

Arbeitsmarkt zu ermöglichen, wird die Bundesregierung die Regelung für den erleichterten 

Arbeitsmarktzugang nach § 26 Abs. 2 der Beschäftigungsverordnung auf weitere Staaten, 

wo möglich im Rahmen von Migrationspartnerschaften, ausweiten und das für die bisheri-

gen Staaten geltende Kontingent entsprechend erhöhen.  

Ersteinschätzung: 

Alles, was das Anwerben, Ankommen und Fußfassen von Fachkräften in Deutschland verbes-

sert, ist zu begrüßen.  
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28. Hürden bei der Arbeitsaufnahme Geflüchteter abbauen: Um die Arbeitsmarktintegration 

von Geflüchteten zu verbessern, wird die Bundesregierung bei der Beschäftigungserlaub-

nis der Ausländerbehörde eine Genehmigungsfiktion einführen. Die Erlaubnis gilt als er-

teilt, wenn die Ausländerbehörde nach Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit (BA) 

dem Antragsteller innerhalb von zwei Wochen nichts Abweichendes mitteilt.  

Darüber hinaus wird die Bundesregierung die Verwaltungspraxis optimieren. Zudem wird 

sie weitere Anwendungshinweise für die Verwaltungspraxis zur Umsetzung arbeitsmarkt-

relevanter Regelungen veröffentlichen und die Länder hier einbinden. Dadurch soll eine 

möglichst große Annäherung der Verwaltungspraktiken erreicht werden (z. B. regelhaftes 

Erteilen von Ermessensduldungen während der Wartefrist für eine Beschäftigungsdul-

dung sowie für die Suche nach einem Arbeitsplatz bei Arbeitsplatzwechsel im Rahmen ei-

ner Beschäftigungsduldung, ferner regelhaftes Erteilen von Ermessensduldungen wäh-

rend der Wartefrist für eine Ausbildungsduldung bzw. Ausbildungs-Aufenthaltserlaubnis). 

Ersteinschätzung: 

Die Optimierung der Verwaltungspraxis begrüßen wir ausdrücklich, sofern sie sowohl zur Ent-

lastung der Verwaltung als auch zur Entlastung der Unternehmen führt. 

 

IV. Ein leistungsfähiger Finanzstandort für eine starke Wirtschaft   

29. Finanzstandort Deutschland stärken, Wagniskapital mobilisieren: Zentral für die Stär-

kung unserer Wettbewerbsfähigkeit ist ein attraktiver und leistungsfähiger Finanzstand-

ort, der das für die Transformation notwendige Kapital mobilisiert und der es Unterneh-

men ermöglicht, in Deutschland zu wachsen und dafür nicht ins Ausland gehen zu müs-

sen. Dazu werden im Rahmen der WIN-Initiative insb. folgende Maßnahmen mit dem Ziel 

der Umsetzung erörtert: 

a. Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen von VC-Investments, insbeson-

dere:  

› Anpassungen bei der Besteuerung von Investitionen in gewerbliche Personengesellschaf-

ten durch Fonds, die unter das Investmentsteuergesetz fallen, und damit auch in VC-Fonds; 

› Anpassungen bei der Besteuerung von Gewinnen aus Veräußerungen von Beteiligungen an 

Kapitalgesellschaften, wenn diese re-investiert werden („Roll-Over“); 

b. Möglichkeit englischsprachiger Prospekte nebst Zusammenfassung; dadurch Erleich-

terung des EU-weiten Vertriebs von Wertpapieren,  

c. Verkürzung des Prospektbilligungsverfahrens auf 6-8 Wochen 
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d. Förderung von Investitionen öffentlicher und privater Kapitalsammelstellen in risiko-

reichere Anlageklassen wie Infrastruktur- oder Venture Capital Projekte (u. a. durch 

Änderung Anlage-VO) 

Zudem wird das Betriebsausgabenabzugsverbot der Bankenabgabe aufgehoben. 

Ersteinschätzung: 

Für die Energiewirtschaft sehen wir im Kontext der Stärkung des Industriestandortes vor allem 

folgende Punkte: 

› Eine der wichtigsten Aufgaben der Energiepolitik ist es, einen Investitionsrahmen zu schaf-

fen, der wirtschaftlich attraktive Energiewendeprojekte ermöglicht. Ohne ausreichende 

und langfristig verlässliche Renditen – sowohl für die Energiewirtschaft als auch für private 

Kapitalgeber – wird die Energiewende nicht finanzierbar sein und nicht zustande kommen. 

Dieser Baustein ist von essenzieller Bedeutung für die Finanzierung der Energiewende und 

muss in jedem Fall deutlich verbessert werden. 

› Insbesondere Investitionen in den Ausbau der Netze und in erneuerbare Energien brau-

chen einen zukunftsfähigen (regulatorischen) Finanzierungsrahmen, der dem Finanzmarkt-

umfeld entspricht und der die Kapitalrückflüsse sicherstellt.  

› Das Grundproblem ist jedoch, dass viele der deutschen Energiewendeprojekte aus Sicht 

der privaten Kapitalgeber kein ausreichend attraktives Risiko-Rendite-Profil besitzen: An-

dere Standorte haben bessere Grundvoraussetzungen (etwa mehr Sonne und Wind) bei 

weniger Bürokratie und besseren politischen Rahmenbedingungen wie zum Beispiel Car-

bon Contracts for Difference (CCfDs), welche Cashflow und Rendite sichern können. 

› Konkurrierende Geldanlagen versprechen daher oft eine bessere Rendite bei geringeren 

Risiken.  

› Die politischen Rahmenbedingungen und Konditionen für Energiewende-Investitionen 

müssen sich verbessern, entweder durch Reduzierung der Risiken oder durch eine höhere 

Rendite. Sonst kann nicht genügend privates Kapital mobilisiert werden, um den erforderli-

chen Investitionsschub zu erreichen.  

 

30. Für eine ambitionierte Kapitalmarktunion stark machen: Die Bundesregierung wird sich 

auf EU-Ebene, gerade im Hinblick auf die neue EU-Kommission, für eine ehrgeizigere 

Agenda zur Verwirklichung der Kapitalmarktunion stark machen. Hierzu gehören insbe-

sondere  

• die Revitalisierung des Verbriefungsmarkts,  
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• eine Entbürokratisierung der Finanzmarktregulierung, ohne den Schutz der Investoren 

und die Finanzmarktstabilität zu schwächen,  

• Verbesserung der Konvergenz und Effizienz der Aufsicht über Kapitalmärkte in der ge-

samten EU, z. B. indem die europäischen Aufsichtsbehörden in die Lage versetzt werden, 

die systemisch relevantesten grenzüberschreitenden Kapital- und Finanzmarktakteure 

wirksam zu beaufsichtigen mit dem Ziel, die Finanzintegration zu stärken und die Finanz-

stabilität zu gewährleisten, die Verfahren zu vereinfachen und die Erfüllungskosten zu 

senken,  

• die Harmonisierung der relevanten Aspekte des Insolvenz-, Vertrags- und Steuerrechts 

sowie  

• die Erhöhung der Attraktivität des Kapitalmarkts für Retail-Kunden.  

Ersteinschätzung: 

› Der BDEW begrüßt im Grundsatz alle hier genannten Punkte. Im Kontext der Revitalisie-

rung des Verbriefungsmarktes für Energiewende-Projekte ist besonders relevant, dass der 

Zugang zum Kapitalmarkt für private und institutionelle Anleger einfacher und intuitiver 

ausgestaltet werden muss, sodass zusätzliches Kapital für die Energiewende mobilisiert 

werden kann. 

 

V. Leistungsfähiger Energiemarkt für die Wirtschaft von morgen 

38. Strompreispaket verstetigen und ausweiten: Zur Entlastung der Wirtschaft hatte die 

Bundesregierung im November ein umfangreiches, aber zunächst nur bis Ende 2025 be-

fristetes Strompreispaket beschlossen. Um den Unternehmen Planungs- und Investitions-

sicherheit zu geben, wird die Bundesregierung die Stromsteuer für den jetzigen Begüns-

tigtenkreis dauerhaft auf das EU-Minimum von 0,50 Euro/MWh (0,05 ct/kWh) absenken. 

Das entspricht einer Entlastung der Wirtschaft in Höhe von 3,25 Milliarden Euro/Jahr. Die 

bisher bis 2028 befristete Strompreiskompensation (SPK) wird bis 2030 verlängert; dies 

entspricht auch der Laufzeit der entsprechenden Beihilfeleitlinien und einer jährlichen 

Entlastung der Wirtschaft von 3,9 Milliarden Euro/Jahr. Bisher ist das Anwendungsgebiet 

der SPK beihilferechtlich eng begrenzt, z. B. sind Teile der Chemie oder der Glasverarbei-

tung nicht erfasst. Die Bundesregierung wird sich gegenüber der neuen Europäische Kom-

mission dafür einsetzen, dass mit der SPK noch weitere Bereiche der Wirtschaft entlastet 

werden können. 
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Ersteinschätzung: 

Der BDEW begrüßt die dauerhafte Absenkung der Stromsteuer sowie die Verlängerung der 

Strompreiskompensation bis 2030 für den jetzigen Begünstigtenkreis, da wettbewerbsfähige 

Strompreise insbesondere für die stromkosten- und handelsintensive Industrie notwendig 

sind, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können und um das Preisniveau für Ver-

braucherinnen und Verbraucher in Deutschland auf einem vertretbaren Niveau zu halten. Ins-

besondere eine dauerhafte Absenkung der Stromsteuer gibt den Betrieben Planungssicherheit, 

da Investitionen in die Elektrifizierung von Produktionsprozessen langfristige Planungssicher-

heit benötigen. Eine Absenkung der Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß für alle Ver-

braucherinnen und Verbraucher wäre darüberhinaus sinnvoll, nicht nur um deren Stromkosten 

zu senken, sondern auch um Sektorkopplungstechnologien im Bereich GHD und in privaten 

Haushalten anzureizen (Wärmepumpen, E-Mobilität etc.) und damit die Dekarbonisierung im 

Gebäude- und Verkehrsbereich zu beschleunigen. 

Dass mit den Steuersenkungen Maßnahmen außerhalb des Strommarktes vorgeschlagen und 

somit die richtigen Anreize behalten und Marktverzerrungen vermieden werden, ist aus Sicht 

des BDEW der richtige Weg (siehe das Papier zum Industriestrompreis). 

 

39. Potenzial von Stromspeichern nutzen: Stromspeicher können den Redispatch-Bedarf und 

damit die Stromkosten für Haushalte und Unternehmen senken. Sie tragen zur Systemin-

tegration von Erneuerbaren Energien und zur Versorgungssicherheit bei. Die Bundesre-

gierung wird daher die Rahmenbedingungen für die Nutzung von Stromspeichern so opti-

mieren, dass sich die Ausbaudynamik noch verstärkt und die vielfältigen Funktionen von 

Stromspeichern sowohl für den Strommarkt als auch das Stromnetz optimal genutzt wer-

den können. Unverzerrte Preissignale, zeitvariable regionale Netzentgelte und eine opti-

mierte Integration von EE-Anlagen spielen hier eine wichtige Rolle. Die Bundesregierung 

begrüßt und unterstützt das Vorhaben der Bundesnetzagentur als unabhängige Regulie-

rungsbehörde, die gegenwärtigen Rabatte und Ausnahmen bei den Netzentgelten für 

Speicher mit dem Ziel einer kosteneffizienten Systemdienlichkeit im Stromnetz und -

markt weiterzuentwickeln und so langfristige Planungssicherheit für Speicher zu schaffen. 

Die Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung soll auch auf Speicher ausgedehnt wer-

den. Darüber hinaus werden Speicher über den technologieneutralen Kapazitätsmarkt zu-

sätzlich angereizt. Die Bundesregierung setzt sich für die bessere Integration und Nutzung 

der Pumpspeicherkraftwerke im In- und Ausland ein. Dazu werden die bestehenden Han-

delskapazitäten weiter gesteigert. In diesem Zusammenhang wird der grenzüberschrei-

tende Redispatch verbessert. 

  

https://www.bdew.de/service/anwendungshilfen/ein-industriestrompreis-fuer-die-energiewende/
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Ersteinschätzung: 

Die Weiterentwicklung der gesetzlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen für Strom-

speicher muss aus Sicht des BDEW darauf abzielen, das Potenzial von Stromspeichern zu he-

ben, Netzengpässe zu entschärfen, anstatt zu verschärfen. Großbatteriespeicher beispiels-

weise dienen derzeit in erster Linie dem Gesamtsystem. Indem sie am Stromhandel teilneh-

men, entschärfen sie Preisspitzen oder stellen Regelenergie für das Gesamtsystem der Strom-

versorgung bereit. Den positiven Auswirkungen auf die Strommärkte stehen – angesichts 

knapper Netzkapazitäten und fehlender Anreize für netzdienliche Standorte und Betriebswei-

sen – mögliche Belastungen im lokalen Anschlussnetz gegenüber. Aber auch hier können Spei-

cher richtig eingesetzt unterstützen. Ausführliche Vorschläge finden sich in der BDEW-Strom-

speicherstrategie. 

Der BDEW begrüßt, dass die Bundesnetzagentur die Freistellung der Speicher von (doppelten) 

Netzentgelten auf eine verlässliche Grundlage stellen wird und die Systemdienlichkeit der 

Speicher im Stromnetz weiterentwickeln will. So  bedarf es einer Entfristung und technologie-

neutralen Ausgestaltung des § 118 Abs. 6 EnWG bzw. der Folgeregelungen durch die Bundes-

netzagentur, um für Stromspeicher im Bestand, für begonnene und auch für neue Stromspei-

cherprojekte Investitionssicherheit zu gewährleisten. Durch eine Freistellung der zum Zweck 

der Zwischenspeicherung aus dem Netz entnommenen elektrischen Energie von der Zahlungs-

pflicht für Netzentgelte lässt sich ihre doppelte Belastung verhindern. Da der Ausbau einer 

Speicherinfrastruktur zur Umsetzung der Energiewende unabdingbar ist, sollten ausgewiesene 

Infrastruktur-Beschleunigungsgebiete allgemein auch für Speicher gelten. Bedauerlich ist, dass 

das BMWK die Möglichkeiten des Art 15e RED III im Hinblick auf Speichervorhaben noch nicht 

umsetzt. Insbesondere für Pumpspeichervorhaben ist eine Beschleunigung der Verfahren drin-

gend erforderlich. Hier dauern Genehmigungsverfahren bisher zehn Jahre und länger. In unse-

rer BDEW-Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richt-

linie (RED III) im Bereich Windenergie auf See und Stromnetze positionieren wir uns entspre-

chend. 

 

40. CO2-Speicherung ermöglichen: Um die Kosten der Dekarbonisierung zu senken, die Wett-

bewerbsfähigkeit der deutschen Industrie zu erhöhen und die Erreichung von Klimaneut-

ralität zu ermöglichen, hat die Bundesregierung Eckpunkte für eine Carbon Management 

Strategie und entsprechende Änderungen des Kohlendioxidspeicherungsgesetzes im Kabi-

nett beschlossen. Diese wird nun zügig umgesetzt. Damit werden die Hürden für die An-

wendung von CCS/CCU in Deutschland umfassend beseitigt und die Offshore-Speicherung 

von CO2 ermöglicht. Sofern sie dies durch Landesrecht beschließen, können Länder auch 

CO2 auf dem deutschen Festland (onshore) speichern. Wir bitten den Deutschen 

https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-Stellungnahme_zur_Stromspeicher-Strategie_des_BMWK.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-Stellungnahme_zur_Stromspeicher-Strategie_des_BMWK.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/338_20240604_BDEW-Stellungnahme_Gesetzentwurf_Umsetzung_RED_III_FINAL.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/338_20240604_BDEW-Stellungnahme_Gesetzentwurf_Umsetzung_RED_III_FINAL.pdf
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Bundestag und den Bundesrat, das parlamentarische Verfahren zügig zu einem Abschluss 

zu bringen. Für den Aufbau der Infrastruktur werden wir Maßnahmen zur Beschleunigung 

umsetzen. 

Ersteinschätzung: 

Die Ermöglichung der CO2-Speicherung eröffnet eine weitere Chance, um CO2-Emissionen zu 

senken. Sowohl die Eckpunkte der CMS als auch die Änderungen des Kohlendioxidspeiche-

rungsgesetzes schaffen die ersten notwendigen Rahmenbedingungen für die Nutzung von CCS 

und CCU zur Abscheidung/Nutzung von nur schwer oder gar nicht zu vermeidenden CO2-Emis-

sionen (u. a. Industrie, Abfallverbrennung), sind jedoch nicht hinreichend. Damit die Carbon-

Management-Maßnahmen in den nächsten Jahren entlang der Wertschöpfungskette gebaut 

sowie zum Einsatz kommen können, ist eine ausreichende Förderung bzw. ein passender In-

vestitionsrahmen notwendig.  

Die Möglichkeit zur dauerhaften Speicherung von CO2 im geologischen Untergrund auf dem 

Gebiet des deutschen Festlands – und damit die Opt-In-Lösung – sieht der BDEW mit größter 

Skepsis. Der Schutz der Trinkwasserressourcen muss unter allen Bedingungen sichergestellt 

werden, weshalb nur die Offshore-Speicherung zu betrachten ist. 

 

41. Wasserstoffhochlauf beschleunigen: Eine leistungsfähige Wasserstoffinfrastruktur, insb. 

das Wasserstoffkernnetz, ist zentraler Baustein für die Wettbewerbsfähigkeit der deut-

schen Industrie. Mit dem privaten Finanzierungsmodell zum Wasserstoffkernnetz und 

dem im Bundeskabinett beschlossenen Wasserstoffbeschleunigungsgesetz hat die Bun-

desregierung die Voraussetzungen für den schnellen Auf- und Ausbau der Infrastruktur 

für Erzeugung, Speicherung und Import von Wasserstoff geschaffen. Um beim Aufbau der 

Wasserstoffinfrastruktur rasch Dynamik zu entfalten, bittet die Bundesregierung den 

Deutschen Bundestag und den Bundesrat, das Gesetz kurzfristig zu einem schnellen Ab-

schluss im parlamentarischen Verfahren bringen. 

Ersteinschätzung: 

Mit dem H2-Kernnetz wurde ein zentraler Baustein für den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 

gelegt. Die 2. EnWG-Novelle hat den für den Bau des Kernnetztes notwendigen Regulierungs- 

und Finanzierungsrahmen geschaffen. 

Neben dem Kernnetz ist es jetzt dringend erforderlich, den Rechts- und Regulierungsrahmen 

für das daran anschließende Verteilnetz zu schaffen, um die zukünftigen Nutzer von Wasser-

stoff auch in der Fläche zu erreichen. Um den Übergang der Gas- auf die Wasserstoffversor-

gung rechtzeitig zu planen und reibungslos zu gestalten, ist der derzeitige Rechts- und Regulie-

rungsrahmen für die Transformation der Gasnetze dringend anzupassen. 
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Der BDEW begrüßt das mit dem Wasserstoffbeschleunigungsgesetz verbundene Ziel, eine be-

schleunigte Zulassung von Wasserstoffinfrastrukturen zu erreichen. 

Viele notwendige Aspekte für einen erfolgreichen H2-Hochlauf werden im WasserstoffBG je-

doch weiterhin unzureichend adressiert: 

› effektive Maßnahmen, das Verfahren zu straffen und die Realisierungsmöglichkeiten für 

Elektrolyseure an Land zu erhöhen, fehlen; 

› fehlende Regelungen für Wasserstoff-Kraftwerke oder neue wasserstofffähige Gaskraft-

werke sowie 

› kein Abbau bergrechtlicher Hürden für die Zulassung von Wasserstoffuntergrundspeichern. 

Für den Aufbau (Umbau/Neubau) der notwendigen H2-Speicher bedarf es zudem des entspre-

chenden Regulierungsregimes (u. a. Umsetzung des EU-Gaspakets für entregulierten Speicher-

zugang, Grandfathering-Regelung) sowie einer staatlichen Förderung zum Aufbau der Spei-

cherkapazitäten. 

Zur Beschleunigung des Wasserstoffhochlaufs ist es essenziell, dass schnell möglichst große 

Mengen Wasserstoff auf den Markt kommen. Ein großes Hindernis dafür sind jedoch zu strikte 

Kriterien für die Herstellung erneuerbaren Wasserstoffs. Zwar enthält die EU-Definition erneu-

erbaren Wasserstoffs eine Übergangsphase, aber mit Blick auf weiterhin lange Projektrealisie-

rungszeiträume sowohl für Elektrolyseure als auch für Erneuerbare-Energien-Anlagen ist diese 

viel zu kurz. Der entsprechende delegierte Rechtsakt sollte deshalb deutlich früher als geplant, 

spätestens bis Ende 2026, auf seine Vereinbarkeit mit den ambitionierten EU-Zielen für den 

Wasserstoffhochlauf überprüft und entsprechend pragmatischer ausgestaltet werden. 

 

42. Neues Marktdesign für Kraftwerke, Erneuerbare und Flexibilität priorisieren: Unser Ziel 

ist ein Strommarkt, der für eine sichere, bezahlbare und treibhausgasneutrale Stromver-

sorgung sorgt, die 2030 zu mindestens 80 Prozent aus Erneuerbaren Energien (EE) erfolgt.  

a. Flexibilität: Der neue Strommarkt soll schnellstmöglich flexibler werden, damit die 

Marktteilnehmer von den zunehmend günstigen Strompreisen bei viel Wind und 

Sonne besser profitieren können. Dafür werden alle Hemmnisse auf Angebots- und 

Nachfrageseite abgebaut und Anreize gesetzt, wie z. B. flexible Tarife und eine flexib-

lere Netzentgeltstruktur. Diesen Flexibilisierungs-Maßnahmen werden auch dazu bei-

tragen, dass die Kosten für steuerbare Kapazität und EE-Anlagen sinken.  

b. EE-Ausbau: Der weitere rasche Ausbau der Erneuerbare Energien ist zentrale Voraus-

setzung für langfristig bezahlbare, sichere und treibhausgasneutrale Energie für einen 

dynamischen Wirtschaftsstandort Deutschland. Erneuerbare Energien leisten einen 
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Beitrag zur Energiesicherheit und -versorgung und lösen uns von Abhängigkeiten. In 

dieser Legislaturperiode wurden deshalb entscheidende Schritte für den beschleunig-

ten Ausbau gemacht, deutliche Fortschritte sind sichtbar. Während die Stromerzeu-

gung aus Erneuerbaren Energien schrittweise weiter in den Markt integriert werden 

muss, braucht der weitere Hochlauf der Erneuerbaren Energien einen zukunftsfähi-

gen, verlässlichen und kosteneffizienten Investitionsrahmen. 

Mit dem Ende der Kohleverstromung wird die Förderung der Erneuerbaren Energien 

auslaufen. Der Ausbau neuer EE soll auf Investitionskostenförderung umgestellt wer-

den (eigener Kapazitätsmechanismus), insbesondere um Preissignale verzerrungsfrei 

wirken zu lassen. Dazu werden dieses und andere Instrumente rasch im Reallabore-

Gesetz im Markt getestet. Dabei muss eine hohe Ausbaudynamik beibehalten werden, 

um die im EEG verankerten Ziele sicher zu erreichen und möglichst schnell mehr güns-

tigen Strom zu erhalten. Auf diesem Weg wird noch stärker auf Kosteneffizienz und 

Marktintegration geachtet. In diesem Zusammenhang werden die im Rahmen der 

Plattform Klima-neutrales Stromsystem aufgezeigten Optionen geprüft und in die Ent-

scheidung einfließen. 

Perspektivisch werden EE keine Förderung mehr erhalten, sobald der Strommarkt aus-

reichend flexibel ist und ausreichend Speicher zur Verfügung stehen. 

Kurzfristig werden wir die Förderung bei negativen Preisen für Neuanlagen grundsätz-

lich bereits ab dem 1. Januar 2025 aussetzen (ausgenommen kleine Anlagen, da nicht 

administrierbar) und die Schwelle, ab der die Erneuerbaren Energien ihren Strom 

selbst vermarkten, beginnend ab dem 1. Januar 2025 in drei Jahresschritten auf 25 KW 

absenken. Parallel werden wir die Schwelle für die Steuerbarkeit von EE-Anlagen für 

Netzbetreiber weiter absenken. Dadurch kommen die Preissignale bei den Anlagenbe-

treibern an und werden insb. Stromüberschüsse in Zeiten negativer Preise vermieden, 

da keine feste Einspeisevergütung mehr gezahlt wird. 

Zu diesem Zweck werden wir die Selbstvermarktung von Strom und die Steuerung der 

Anlagen konsequent entbürokratisieren, digitalisieren und spätestens zum 1. Januar 

2026 massengeschäftstauglich ausgestalten, damit insbesondere Identifikationsnum-

mern schneller bereitstehen, die Anlagen über Smart Meter gesteuert werden kön-

nen, Daten schnell ausgetauscht und abgerechnet werden können. Die Bundesregie-

rung wird Maßnahmen ergreifen, um die Nutzung von Biomasse durch eine Optimie-

rung der Bemessungsleistung und der Flexibilitätszuschläge weiter zu flexibilisieren 

und so auch die Förderkosten senken. 

c. Kapazitätsmechanismus/Kraftwerksicherheitsgesetz: Damit die Stromversorgung auch 

dauerhaft sicher ist, werden wir den vereinbarten Kapazitätsmechanismus zügig 
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voranbringen, damit er 2028 operativ ist. Die Bundesregierung beschließt im Kabinett 

Anfang Oktober dieses Jahres Eckpunkte zur Vorbereitung der Prä-Notifizierung für ei-

nen Kapazitätsmechanismus, und legt diesen im ersten Halbjahr 2025 zur Prä-Notifi-

zierung vor. Der Kapazitätsmechanismus gewährleistet die Versorgungssicherheit über 

einen einheitlichen Markt, in dem bestehende Förderungen für gesicherte Leistung 

integriert werden. In diesem technologieneutral und marktwirtschaftlich ausgestalte-

ten Kapazitätsmechanismus sollen u. a. Laufwasserkraftwerke, Pumpspeicher, Batte-

riespeicher, Bioenergieanlagen, sonstige Back-up-Kraftwerke sowie Speicher und fle-

xible Lasten in den Wettbewerb treten. 

Im Vorgriff auf den Kapazitätsmechanismus sollen im Rahmen eines Kraftwerksicher-

heitsgesetzes schnell zusätzliche Kraftwerkskapazitäten erschlossen werden. Deshalb 

werden Neuanlagen mit einer Kapazität von 10 GW schnell ausgeschrieben. Zum einen 

werden 5 GW wasserstofffähige Erdgaskraftwerke ausgeschrieben, die zur Dekarboni-

sierung ab dem achten Jahr der Inbetriebnahme vollständig mit Wasserstoff betrieben 

werden. Zum anderen werden 5 GW als Erdgaskraftwerke zur Versorgungssicherheit 

ausgeschrieben. Die erste Ausschreibung soll noch Ende dieses Jahres, spätestens An-

fang nächsten Jahres erfolgen. Alle vorzeitig ausgeschriebenen Kraftwerke werden ab 

2028 in geeigneter Weise und unter Ausschluss von Doppelförderungen in den neuen 

Kapazitätsmarkt integriert. Die Ausschreibungen stellen sicher, dass Kraftwerke an sys-

temdienlichen Standorten gebaut werden. 

Ersteinschätzung: 

Zu a)  

Maßnahmen zum Abbau von Angebots- und Nachfragehemmnissen sind begrüßenswert. Mög-

lichen Anreizen über flexible Tarife und eine flexiblere Gestaltung der Netzentgeltstruktur 

steht der BDEW grundsätzlich offen gegenüber. Alle Maßnahmen müssen die Netz- und Sys-

tembelange berücksichtigen. Nutzen und Kosten für das Gesamtsystem sind miteinander abzu-

wägen. Zunächst müssen die technischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Mess- 

und Steuerbarkeit der EE- und auch der Verbrauchseinrichtungen zu schaffen. Erst auf dieser 

Grundlage können flexible und variable Tarife eingeführt werden. Bei der Netzentgeltstruktur 

sind die europäisch vorgegebenen Grundsätze der Kostenreflexivität und der Diskriminierungs-

freiheit zu wahren.  

Zu b)  

Eine grundsätzliche Umstellung des EEG-Fördermechanismus erfordert einen intensiven und 

ausführlichen Dialog seitens der Bundesregierung mit der Branche. Eine Verunsicherung der 

Finanzgeber könnte zu einem Einbruch des EE-Anlagenzubaus führen, weshalb sie gut sowie 

mit ausreichend Vorlauf vorbereitet und kommuniziert werden muss. Grundsätzlich ist aber 
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eine zügige Umstellung etwa auf „Financial-CfDs“ oder auch ein „Marktmengenmodell“ mög-

lich und sinnvoll, um die Förderung an die heutigen und künftigen Herausforderungen sowie 

an die EU-Gesetzgebung anzupassen. Wichtig ist nur, dass alle Modelle einen intensiven Pra-

xis-Check erfahren und nicht nur theoretisch elegant sind.  

Dass bei Absenkung der Direktvermarktungspflicht die Preissignale direkt bei den Anlagenbe-

treibern ankommen und dadurch zumindest mittelbar die Stromeinspeisung in Zeiten negati-

ver Preise gedämpft wird („PV-Mittagsspitze“), kann nur bei entsprechender Ausgestaltung der 

Rahmenbedingungen für die Direktvermarktungsregelungen gelingenAußerdem braucht es An-

reize für eine tatsächliche Steuerung der Anlagen oder Einspeicherung von Strommengen 

durch den Direktvermarkter.  

Um bereits getätigte Investitionen in Anlagen zur Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 

(EE-Anlagen) nicht zu entwerten, ist es zwingend erforderlich, eine entsprechend verschärfte 

Negative-Preise-Regelung mit entsprechenden Übergangsfristen zu versehen. Insbesondere 

darf eine solche Verschärfung nicht auf Bestands- und bereits bezuschlagte Anlagen angewen-

det werden. Zum Aussetzen der Förderung bei negativen Preisen für Neuanlagen und zum Aus-

setzen der Förderung bei negativen Preisen für Neuanlagen muss u. a. die Umstellung der Bör-

senprodukte auf 15-Minuten ab Anfang 2025 berücksichtigt werden. 

Die Steuerbarkeit der Anlagen ist eine Grundvoraussetzung für eine zügige Netzintegration von 

EE-Anlagen aber auch von neuen Verbrauchseinrichtungen. Hierfür sind beschleunigt die tech-

nischen und wirtschaftlichen Bedingungen zu verbessern. Die Steuerung ist zu standardisieren, 

Zertifizierungsprozesse zu beschleunigen und der Roll-out der Smart Meter endlich wirtschaft-

lich auszugestalten. Hierzu gehören eine Aktualisierung der Preisobergrenzen für intelligente 

Messysteme ebenso wie eine Vereinfachung des Regelwerks, zum Beispiel im Hinblick auf die 

sogenannte „Sichere Lieferkette“.  

Zu c)  

Das Kraftwerkssicherheitsgesetz ist ein entscheidender Baustein für eine klimaneutrale Ener-

gieversorgung bei gleichzeitiger Wahrung der Versorgungs- und Systemsicherheit. Der Zubau 

neuer flexibel einsetzbarer Kraftwerke ist Voraussetzung für den Kohleausstieg. Das Gesetz 

muss nun zügig mit einem konkreten Gesetzestextentwurf in die Konsultation, das parlamen-

tarische Verfahren und die konkrete Umsetzung kommen. 

Auch die Kraft-Wärme-Kopplung leistet künftig einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicher-

heit sowie zur Absicherung der Wärmewende. Deswegen muss das Kraft-Wärme-Kopplungs-

Gesetz bis mindestens Ende 2029 rechtssicher für Investitionen in KWK-Anlagen nutzbar blei-

ben. 
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Der ab 2028 geplante Kapazitätsmechanismus stellt eine wesentliche Erweiterung des deut-

schen Strommarktdesigns dar. Auch hier ist ein intensiver Dialog mit der Branche über die ver-

schiedenen, z. B. im Rahmen der PKNS diskutierten Modelle wichtig. Dabei sollten sowohl An-

reize für Neuinvestitionen in steuerbare Kapazitäten als auch die Berücksichtigung von Be-

standsanlagen und Flexibilitäten geschaffen werden. Wichtig ist, sich angesichts dieser Rah-

menbedingung für ein energiewirtschaftlich effizientes, verwaltungsrechtlich einfaches und 

planungssicheres Modell zu entscheiden. 

 

43. Ausschreibung von Offshore Windenergie evaluieren: Der beschleunigte Ausbau der 

Offshore-Windenergie spielt für die bezahlbare Umsetzung der Energiewende eine wich-

tige Rolle. Die Bundesregierung wird die Erfahrungen mit den bisherigen Ausschreibungs-

runden für Windenergie auf See mit Blick auf ihre Effizienz, Effektivität, Auswirkungen auf 

die Cyber- und Datensicherheit und Bedeutung für die Einnahmen im Bundeshaushalt 

sorgfältig evaluieren. Diese Evaluierung wird bei der Umsetzung von NZIA berücksichtigt. 

Bis dahin sollen Projekte stärker anhand des Preises ausgewählt werden. 

Ersteinschätzung: 

Grundsätzlich ist eine sorgfältige Evaluierung des Offshore-Wind-Ausschreibungsdesigns mit 

Blick auf die genannten Aspekte und deren Einbindung in die Umsetzung der Vorgaben des 

NZIA zu begrüßen.  

Aus Sicht des BDEW besteht allerdings unbedingt Klarstellungsbedarf, warum, wie und ab 

wann genau nun eine noch stärkere Auswahl der Projekte anhand des Preises durchgeführt 

werden. Für ein solches neues Vorgehen im Zeitraum bis zur Umsetzung der Präqualifikations- 

und Zuschlagskriterien des NZIA ab Anfang 2026 bräuchte es eine Änderung des WindSeeG, 

um die Vorgaben für die Ausschreibungsrunde von zentral voruntersuchten Flächen am  

1. August 2025 zu ändern, bei denen die qualitativen Zuschlagskriterien bisher 40 von 100 Be-

wertungspunkten ausmachen. Im Gegensatz dazu ist beim derzeitigen Ausschreibungsdesign 

für nicht zentral voruntersuchte Flächen fraglich, wie hierbei die Auswahl „noch stärker an-

hand des Preises“ erfolgen soll, da die Zahlungsbereitschaft bereits das einzige ausschlagge-

bende Kriterium nach mehreren 0-Cent-Geboten (für die Marktprämie) ist.  

Der BDEW hatte sich in diesem Zusammenhang zuletzt für eine gemeinsame Offshore-Bran-

chenlösung zur weiteren Steigerung der Effizienz und Effektivität beim Offshore-Ausbau ausge-

sprochen. Dabei sollte unter anderem ein Wechsel von den derzeitigen GW-Zielen auf künftige 

Stromertragsziele in TWh geprüft werden, ohne den ambitionierten Ausbaupfad insgesamt zu 

reduzieren. Zudem ist eine weitere Optimierung der-Flächenausgestaltung in enger Koopera-

tion insbesondere mit den Nachbarstaaten Niederlande und Dänemark zu prüfen, um Abschat-

tungseffekte zu reduzieren und die TWh-Erträge in der AWZ Deutschlands zu maximieren. 

https://www.bdew.de/presse/presseinformationen/freileitungen-und-anbindungen-von-offshore-windparks-bieten-einsparpotenzial/
https://www.bdew.de/presse/presseinformationen/freileitungen-und-anbindungen-von-offshore-windparks-bieten-einsparpotenzial/
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Weiterhin sollten mögliche Potenziale für die noch effektivere Netzanbindung und -infrastruk-

tur geprüft und Ergebnisse in die Praxis eingebunden werden.  

 

44. Netzkosten senken: Die Bundesregierung wird Maßnahmen vorlegen, mit denen die 

Netzkosten gesenkt und die Netzentgelte stabilisiert werden können, um Haushalte und 

Unternehmen zu entlasten. Mit den Maßnahmen leisten wir einen zentralen Beitrag zur 

Stabilisierung der Netzentgelte auf heutigem Niveau. Um diese Entwicklung abzusichern 

und planbarer zu machen, werden wir zügig prüfen, ob und wie ein Amortisationskonto 

die Netzentgelte stabilisieren kann.  

Konkret werden wir insbesondere die Auszahlungen „vermiedener Netzentgelte“ an 

Stromerzeuger in Verteilernetzen überprüfen, zeitvariable Netzentgelte für systemdienli-

che Netznutzung einführen, die Nutzung von Überschussstrom verbessern, den Einsatz 

virtueller Leitungen und netztechnischer Betriebsmittel sowie den netzdienlichen Einsatz 

von Kraftwerken weiterentwickeln. Zudem prüfen wir auch Möglichkeiten zur gemeinsa-

men Beschaffung von Material für den Netzausbau.  

Darüber hinaus ist es wichtig, für die Unternehmen, die von individuell reduzierten Netz-

entgelten gemäß § 19 Absatz 2-Satz 1 bzw. Satz 2 der Stromnetzentgeltverordnung 

(StromNEV) profitieren, Sicherheit zu schaffen und diese zukunftsfest weiterzuentwickeln. 

Dazu sollen Hemmnisse für einen flexiblen Stromverbrauch abgebaut werden. Die Unter-

nehmen sollen von den niedrigen Strompreisen bei viel Wind und Sonne profitieren kön-

nen. Für diejenigen Unternehmen, denen das nicht möglich ist, werden wir eine beihilfe-

konforme Verlängerung der Regelungen gemäß § 19 Absatz 2-Satz 1 bzw. Satz 2 der 

StromNEV vornehmen bzw. Maßnahmen ergreifen, die die entsprechende Entlastungs-

wirkung verlängern (z. B. durch Förderung/Netzentgeltbefreiung für Speicher). 

Viele der Maßnahmen fallen in die Zuständigkeit der Bundesnetzagentur. Die Bundesre-

gierung begrüßt daher das Vorhaben der Bundesnetzagentur als unabhängige Regulie-

rungsbehörde, die gegenwärtigen Rabatte und Ausnahmen bei den Netzentgelten für die 

Industrie, Elektrolyseure und andere neue Stromverbraucher mit dem Ziel einer kostenef-

fizienten Systemdienlichkeit im Stromnetz und -markt weiterzuentwickeln und langfris-

tige Planungssicherheit zu schaffen. 

Ersteinschätzung: 

Die Netze werden zur Bewältigung der im Zuge der Energiewende neuen Anforderungen der 

Netzkunden, sei es auf der Einspeise-, als auch auf der Ausspeiseseite ihre Netze massiv stär-

ken, digitalisieren und ausbauen. Aktuell sehen wir eine exponentielle Zunahme von Netzan-

schlussbegehren, die auch in absehbarer Zeit bestehen bleibt. Die Investitionssummen der 
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Stromnetzbetreiber verdoppeln bzw. verdreifachen sich in den nächsten Jahren. Auch die ope-

rativen Kosten steigen. Gerade das Stromnetz wird dabei zusätzliche Energietransportaufga-

ben für die Sektoren Verkehr und Gebäude (Wärme) übernehmen. Auch bei Nutzung aller Effi-

zienzen ist eine spürbare Erhöhung der Netzkosten unvermeidlich.  

Eine zeitliche Streckung der Stromnetzentgelte über ein Amortisationskonto auf der Ebene der 

Übertragungsnetzentgelte kann einen dämpfenden Effekt für die Höchstspannungsebene und 

deren Kunden haben, hätte aber vermutlich nur überschaubare Effekte auf die Netzentgeltent-

wicklung insgesamt. Auf der Ebene der Verteilnetzentgelte überwiegen aus Sicht des BDEW je-

doch voraussichtlich die Kosten und Aufwände (hohe Komplexität, Risiken für die Erlösstabili-

tät, Entkopplung der Netzentgelt- von der Netzkostenentwicklung) den Nutzen des Instru-

ments. Selbstbehalte oder Vorleistungen müssen mit Blick auf die Kreditfähigkeit in jedem Fall 

vermieden werden.  

Einer Prüfung der Auszahlungen vermiedener Netzentgelte an Stromerzeuger steht der BDEW 

kritisch gegenüber. Für Bestandsanlagen ist die Weiterzahlung der vNE notwendig, da für de-

zentrale Erzeugungsanlagen die vNE – also die Entgelte für dezentrale Einspeisung – ein wichti-

ger Erlösbestandteil darstellen, der bei der Investitionsentscheidung fest einkalkuliert worden 

ist. Eine Streichung würde zahlreiche Stromerzeugungsanlagen – z. B. KWK-Kraftwerke in der 

öffentlichen Versorgung oder KWK-Anlagen in Krankenhäusern, Schulen etc. – in ihrer Wirt-

schaftlichkeit deutlich schlechter stellen und deren Weiterbetrieb infrage stellen. Negative 

Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit, die Strompreise und die Stromnetze können die 

Folge sein.  

Praxistauglich ausgestaltete Maßnahmen wie zeitvariable Netzentgelte, die Nutzung von Über-

schussstrom, der Einsatz virtueller Leitungen und netztechnischer Betriebsmittel und der netz-

dienliche Einsatz von Kraftwerken können zur Problemlösung beitragen.  

Bei hoher Einspeisung aus volatilen Energiequellen (Wind, Sonne) ist eine hinreichende Flexibi-

lisierung der Last notwendig, um ein Gleichgewicht aus Angebot und Nachfrage zu erzeugen. 

Der durch § 19 Absatz 2 Satz 2 StromNEV begünstigte Kreis von Industrieanlagen kann hierzu 

ganz besonders beitragen. Durch die Transformation der Erzeugung hin zu einem klimaneutra-

len Stromsystem sind Bandlasten nicht notwendigerweise systemdienlich. Dies muss sich in 

der Regulierung widerspiegeln. 

Nach Ansicht des BDEW sollten in einem über den Beschluss der BNetzA BK4-22-089 hinausge-

henden Verfahren grundlegende Regelungen entwickelt werden, die ein flexibles Verhalten 

von Letztverbrauchern und allgemein die Bereitstellung von Flexibilität anreizen. Außerdem ist 

die Festlegung bis zum Jahresende 2025 befristet. Aus Sicht des BDEW sind schon jetzt Überle-

gungen für eine Nachfolgeregelung mit einer dringend notwendigen pragmatischeren Umset-

zung anzustoßen. 
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45. Netzausbau staffeln, um Kosten zu senken: Die Bundesregierung wird die im Netzent-

wicklungsplan bestätigten Maßnahmen in Abstimmung mit den Übertragungsnetzbetrei-

bern und der Bundesnetzagentur staffeln, um die Ressourcen optimal zu nutzen, Verzöge-

rungen und gleichzeitig Netzengpässe zu vermeiden, und damit Kosten zu sparen.  

Vorrang sollen insb. die Vorhaben mit dem größten netztechnischen Nutzen und damit 

dem größten Einsparpotenzial haben. Die Staffelung soll zudem eine effiziente planerische 

Umsetzung der Vorhaben ermöglichen. 

Es ist zentral, Redispatch- und Netzkosten so gering wie möglich zu halten, damit die 

Strompreise bezahlbar bleiben – für Haushalte und Unternehmen.  

Bei der bereits im Jahr 2025 beginnenden Überprüfung des Netzausbaus im Rahmen der 

Netzentwicklungsplanung legen wir den Fokus auf Bedarfsgerechtigkeit, Wirtschaftlich-

keit und Effizienz. Die Bundesregierung wird die Kosteneffizienz und Beschleunigung des 

Netzausbaus kontinuierlich weiter vorantreiben und dafür besonders die nächsten NEP 

nutzen. Dabei sollen sowohl neue Erkenntnisse und Rahmenbedingungen wie die Kraft-

werkstrategie, darin enthaltene geplante Kapazitätsmechanismen, Planungen zum Was-

serstoffkernnetz und das Kohlendioxid-Speichergesetz berücksichtigt werden. 

Projekte des NEP 2024, die im Bundesbedarfsplan bestätigt wurden, werden unter diesen 

Prämissen im Rahmen des NEP 2025 weiterhin ergebnisoffen geprüft.  

Ersteinschätzung: 

Eine Priorisierung im Netzausbau sieht der BDEW auch vor dem Hintergrund der begrenzten 

(personellen) Ressourcen als zielführend. Bei einer Staffelung und zeitlichen Streckung einzel-

ner Maßnahmen muss das Ziel des zügigen Netzausbaus weiterverfolgt werden. Dabei muss 

die Synchronität zwischen Netzausbau und dem Ausbau der Erneuerbaren Energien erreicht 

und ein weiteres Auseinanderdriften verhindert werden. Die beständige Überprüfung der 

Netzentwicklungspläne anhand neuer Erkenntnisse und Rahmenbedingungen ist bereits heute 

Aufgabe der Netzbetreiber und wird von diesen gewissenhaft durchgeführt. Es ist im Übrigen 

darauf hinzuweisen, dass der Kostenrahmen in weiten Teilen durch die gesetzlichen Rahmen-

bedingungen vorbestimmt ist und nur eingeschränkt von den Netzbetreibern beeinflusst wer-

den kann. So ist die Vorgabe der Erdverkabelung eine kostenintensive, aber auch eine Ent-

scheidung des Gesetzgebers zur Steigerung der Bürgerakzeptanz. 

 

46. Gasversorgung sichern und diversifizieren: Für eine sicherere und bezahlbare Energiever-

sorgung ist ein global ausreichendes LNG-Angebot notwendig. Deutschland muss zudem 

neben dem pipelinegebundenen Gasimport aus Norwegen und dem LNG-Import zu Welt-

marktpreisen das Angebot an Erdgas weiter diversifizieren. Die Bundesregierung führt 
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einen Dialog mit Energie-Unternehmen, wie die Bundesregierung sie bei konkreten 

Gasprojekten unterstützen kann. Sie hat Klimastrategien für die Garantieinstrumente der 

Außenwirtschaftsförderung und Sektorleitlinien für Schlüsselsektoren der Instrumente 

entwickelt und dabei für Erdgas-Projekte Ausnahmeregelungen vorgesehen, wenn diese, 

unter Einhaltung der 1,5°C-Grenze und unter Vermeidung von Lock-in-Effekten, für die 

nationale Sicherheit oder geostrategische Versorgungssicherheitsinteressen notwendig 

sind; dabei werden wir auch die weiteren Potenziale der heimischen Gasproduktion be-

rücksichtigen.  

Die Bundesregierung wird zeitnah eine Biomasse-Strategie vorlegen und darin festlegen, 

wie das Potenzial von Biomasse nachhaltig und kosteneffizient genutzt werden kann. 

Dazu gehört auch die Frage, inwieweit sowohl heimische als auch importierte Bioenergie 

als weiteres Element zur Stärkung der Gasversorgungssicherheit genutzt werden kann. 

Ersteinschätzung: 

Aktuell ist die Gasversorgung in Deutschland stabil; die Versorgungssicherheit ist gewährleis-

tet. Hierzu leistet auch der europäische Energiebinnenmarkt einen entscheidenden Beitrag. 

Durch die größere Bedeutung von LNG zur Versorgung in Deutschland rückt die Angebots- und 

Nachfragesituation auf dem Weltmarkt stärker in den Fokus.  

Die genannten (Ausnahmeregelungen für) Garantieinstrumente sind ein richtiger, aber nicht 

ausreichender Schritt. Um die Chancen deutscher Importeure auf signifikante Mittel-/Lang-

fristmengen auf dem sehr engen LNG-/Erdgasmarkt zu erhöhen und damit die Gasversorgung 

zu diversifizieren und zu sichern, wäre ein stärkeres politisches und wirtschaftliches Engage-

ment Deutschlands in den Produktionsländern wünschenswert. Gleichzeitig wird es immer 

schwieriger, langfristige Investitionen in fossile Projekte zu finanzieren. Es braucht daher die 

Flankierung der Bundesregierung.  

Biogas und Biomethan sind als grundlastfähige erneuerbare Energieträger grundsätzlich spei-

cherbar und damit flexibel einsetzbar und leisten für das Gelingen der Energiewende einen be-

deutenden Beitrag. Dabei können Importe neben heimischer Erzeugung grundsätzlich unter 

Berücksichtigung entsprechender regulatorischer Rahmenbedingungen einen Beitrag leisten. 

Die Bedingungen für neue Netzanschlüsse von Biogas- und Biomethananlagen an das Gasnetz 

sind allerdings im Hinblick auf ihren volkswirtschaftlichen Nutzen im Einzelfall zu überprüfen.  

Der BDEW hat im Rahmen des Stakeholderprozesses zur Biomassestrategie eingehend vor ei-

nem unausgewogenen Fokuswechsel des Einsatzes von Biomasse auf die stoffliche Nutzung 

gewarnt. Ein zu einseitiger stofflicher Nutzungsvorrang der derzeit energetisch verwendeten 

Biomasse ohne eine adäquate, wirtschaftliche und nachhaltige Substitutionsmöglichkeit er-

schwert die Transformation des Energiesektors und würde das Stromsystem vor die massive 
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Herausforderung des Ersatzes von rund 9,5 GW gesicherter installierter elektrischer Leistung 

stellen. 

 

47. Fusionsenergie fördern: Die Bundesregierung erarbeitet eine Roadmap Fusionsenergie, 

die ein klares Bekenntnis zum großen Potenzial und bei Marktreife zur perspektivischen 

Nutzung dieser Technologie enthält. Sie fördert Forschung und zeigt einen Weg zu einem 

kommerziellen Fusionskraftwerk auf. Deutschland soll so seine führende Rolle bei dieser 

Technologie ausbauen. 

Ersteinschätzung: 

Fusionsenergie ist vielversprechend, ihre Marktreife liegt aber in weiter Ferne. Für die heraus-

fordernste Phase der Energiewende wird sie absehbar zu spät kommen. Sie sollte daher nur 

die ihrer Rolle im Energiesystem entsprechende Aufmerksamkeit erhalten. 

 

48. Für eine Rückerstattung von CO2-Kosten beim Export einsetzen: Um einer Verzerrung 

der Exportpreise durch die heimische CO2-Bepreisung entgegenzuwirken, sollte eine 

Rückerstattung von CO2-Kosten beim Export stattfinden. Sie wäre die logische Ergänzung 

zum neu eingeführten europäischen „Carbon Border Adjustment Mechanism“ auf der Im-

portseite. Deshalb wird sich die Bundesregierung auf europäischer Ebene für eine solche 

Lösung einsetzen, die WTO-rechtlichen Bedenken Rechnung tragen muss. Durch eine rein 

finanzielle Rückerstattung bei gleichbleibender Pflicht, weiterhin Emissionszertifikate zu 

erwerben, würden keine zusätzlichen Emissionen innerhalb der EU zugelassen und damit 

die Erfüllung der Klimaschutzziele nicht konterkariert. 

Ersteinschätzung: 

Der Vorschlag wurde bereits im Ende 2022 abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahren disku-

tiert (und bereits damals von DE gefordert), wird aber generell kritisch gesehen aufgrund von 

Bedenken bzgl. der WTO-Konformität.  

Aus BDEW-Sicht ist der CBAM grundsätzliches ein gutes Instrument, um weltweit das Konzept 

einer CO2-Bepreisung voranzutreiben und Carbon Leakage außerhalb Europas zu vermeiden. In 

der konkreten Umsetzung treten allerdings aktuell große administrative Schwierigkeiten zu-

tage, die es schnellstmöglich zu lösen gibt. Die Energiewirtschaft ist durch die Erfassung von 

Strom- und Wasserstoffimporten auch direkt vom CBAM betroffen. Auch hier besteht aus 

BDEW-Sicht noch erheblicher Klarstellungsbedarf, um eine unnötige Belastung der betroffenen 

Unternehmen oder das Ausweichen auf Importe von weiterverarbeiteten Produkten zu ver-

meiden.  
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49. Dekarbonisierung der Wärmeversorgung voranbringen: Um die Dekarbonisierung der 

Wärmeversorgung weiter voranzubringen, die Optionen dekarbonisierter Wärmeversor-

gung zu verbreitern und den Hochlauf der Geothermie zu beschleunigen, wird die Bun-

desregierung gemeinsam mit der KfW und der Versicherungswirtschaft das Fündigkeitsri-

siko bei Geothermie-Bohrungen in Deutschland besser absichern. Mit einer finanziellen 

Absicherung des Bundes soll so die Dekarbonisierung der Wärmenetze in Deutschland in  

65 Projekten entscheidend vorangebracht werden. 

Ersteinschätzung: 

Mit Beginn des Jahres 2024 sind eine Reihe von Gesetzen in Kraft getreten (Gebäudeenergie-

gesetz, Wärmeplanungsgesetz aber auch die BEG-Förderung), die einen vielfach neuen Rah-

men für das Gelingen der Energiewende im Wärmebereich schaffen. Ein wesentlicher Punkt 

um die Dekarbonisierung im Bereich der Wärme/Gebäudebeheizung weiter zu verfolgen, ist 

die Verlässlichkeit politischer Entscheidungen. Dies gilt auch für die gerade hochlaufende BEG-

Förderung. Zudem muss die BEW verstetigt und der Mittelansatz erhöht werden, um den not-

wendigen Ausbau der Wärmenetze abzusichern. 

Der BDEW setzt sich schon seit mehreren Jahren für die Absicherung der Anfangsphase von In-

vestitionen in geothermische Projekte ein. Dafür ist die Etablierung eines mit angemessenen 

Finanzmitteln ausgestatteten Instrumentes zur Absicherung des Fündigkeitsrisikos nötig, an-

dernfalls droht, dass Geothermie-Projekte erst gar nicht starten können, weil die Mittel für 

eine finanzielle Absicherung fehlen.  

Die herausgestellten 65 Projekte stehen allerdings für eine gesunkene Ambition des BMWK, da 

ursprünglich 100 Geothermieprojekte angestoßen werden sollten.  
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